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Es ist normal, verschieden zu sein – aber kann man daraus schließen, dass
diese Normalität auch in den Kultusverwaltungen und im Schulalltag ange-
kommen ist? Die Erfahrungen von lesbischen Lehrerinnen und schwulen
Lehrern können das nicht bestätigen. Wir sehen Handlungsbedarf und
haben deshalb bei den Kultusministerien nachgefragt und ihnen einen
Fragenkatalog zu den verschiedenen Dimensionen von Homosexualität
und Schule vorgelegt. Politischer Hintergrund dafür ist, dass die „KMK-
Empfehlungen für Sexualerziehung in der Schule“ aus dem Jahr 1968 drin-
gend aktualisiert werden müssen. Außerdem gilt es, den Artikel 13 EGV
des Amsterdamer Vertrages vom 1. Mai 1999 und die EU-Antidiskriminie-
rungsrichtlinie 2000/78/ EG des Rates vom 27. November 2000 im Bereich
Erziehung und Bildung in nationales Recht umzusetzen. 

Wir dokumentieren und kommentieren in dieser Broschüre die Antworten
der Kultusministerien und legen Schlussfolgerungen aus Sicht der GEW
zu der Thematik vor. Wir wollen die Fachöffentlichkeit informieren, Leh-
rerinnen und Lehrer an allen Schulformen erreichen und zur Ausein-
andersetzung anregen. Wir wollen Mut machen mit dieser Broschüre, die
Angst vor arbeits- und dienstrechtlichen Konsequenzen nehmen und das
Bewusstsein für die Situation von lesbischen und schwulen Lehrkräften
schärfen. Darüber hinaus wollen wir auf die besondere Situation von les-
bischen und schwulen Jugendlichen aufmerksam machen. Und wir zeigen
den gesellschafts- und schulpolitischen Handlungsbedarf auf: lesbische
und schwule Lebensweisen werden in den meisten Lehrplänen und in der
LehrerInnen-aus-, -fort- und -weiterbildung weitgehend ignoriert. In Schul-
büchern sind gleichgeschlechtliche Formen des Zusammenlebens nach wie
vor ein Tabu. Außerdem fehlt es an Medien und Material für den Unter-
richt, aber auch für die Elternarbeit.

Die Schlussfolgerungen der GEW richten sich an die Kultusministerien
der Länder, die KMK und an diejenigen, die für die LehrerInnenbildung
und für Unterrichtsmaterialien verantwortlich sind. 

Lesben und Schwule zeigen sich
und fragen nach
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In einem Serviceteil sind Dokumente, Kontaktadressen, Materialien und
Termine zusammengestellt. 

Mein Dank gilt den Autorinnen und Autoren Hans-Peter Ehmke, Anne
Huschens, Detlef Mücke, Ruth Schwabe und den Kolleginnen und Kolle-
gen der GEW-Arbeitsgruppe „Lesben und Schwule in der GEW“.

Dr. Larissa Klinzing
Mitglied im Geschäftsführenden Vorstand der GEW

Frankfurt am Main, September 2001
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1.
Wie wird die homosexuelle Lebensweise im Schulgesetz,in den Richt-
linien zur Sexualerziehung und in den Rahmenplänen der Fächer
Deutsch, Geschichte, Sozialkunde, Fremdsprachen, Religion, Ethik
und Biologie bewertet und thematisiert?

2.
Welche Angebote bzw. verpflichtenden Lehrinhalte gibt es für Kolleg-
Innen in der LehrerInnenaus-,-fort- und -weiterbildung,damit sie für
die Sexualerziehung befähigt werden, u.a. auch für den Themenbe-
reich Homosexualität?

3.
Welche Zusammenarbeit gibt es mit Projekten der Lesben- und
Schwulenorganisationen, die durch Aufklärung in den Schulen einen
Beitrag leisten können,um Vorurteile abzubauen und weitere Gewalt
gegen Lesben und Schwule zu verhüten?

4.
Welche Medien stellt die Landeszentrale für politische Bildung bzw.
die Landesbildstelle für die Aufklärungsarbeit zur Verfügung?

5.
Welche Unterstützung erhalten Schüler und Schülerinnen in ihrer
Coming-Out-Phase und im Falle ihrer Diskriminierung durch die
Schule und die Schulbehörde?

1. Wie stehen die Kultusministerien 
zur Homosexualität in der Schule?
Synopse zur Anfrage der GEW
Bearbeitungsstand: Sommer 2001

Hans-Peter Ehmke
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6.
Welche Unterstützung durch die Schulbehörde erfahren lesbische
Lehrerinnen und schwule Lehrer im Falle des Outens am Arbeitsplatz
oder der Diskriminierung durch SchülerInnen, Eltern und KollegIn-
nen?

7.
Unterstützt das Kultusministerium die Bemühungen,die heute veral-
teten Richtlinien zur Sexualerziehung der KMK aus dem Jahr 1968
zu überarbeiten und der heutigen gesellschaftlichen und rechtlichen
Realität anzupassen?
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1.
Wie wird die homosexuelle Lebensweise im Schulgesetz,in den Richt-
linien zur Sexualerziehung und in den Rahmenplänen der Fächer
Deutsch, Geschichte, Sozialkunde, Fremdsprachen,Religion,Ethik und
Biologie bewertet und thematisiert?

Baden-Württemberg
■ Vorrang für Art. 6 Abs. 1 GG
■ gesetzlicher Rahmen für das Thema Homosexualität: § 100b Schulge-
setz. Familien- und Geschlechtserziehung „wird unter Wahrung der Tole-
ranz für unterschiedliche Wertauffassungen fächerübergreifend durchge-
führt.“
■ explizite Benennung nur im Fach Ethik (an beruflichen Gymnasien);
ansonsten Verweis auf den Themenbereich „Geschlechtlichkeit“ und
„Alternativen zur Familie“ (in den Fächern ev. u. kath. Religion, Geschich-
te/Gemeinschaftskunde, Biologie, Deutsch, Ethik).

Bayern
■ Richtlinien für die Familien- und Sexualerziehung vom  4. März 1996
(KWMBl I S. 156).
■ Grundlage für das Thema Homosexualität: Nr. 3 der o.g. Richtlinien
schreibt das Unterrichtsthema „Persönliche und soziale Aspekte der
Homosexualität“ für die Jahrgangsstufe 9 der Hauptschule, die Jahrgangs-
stufen 9 und 10 der Realschule und für die Jahrgangsstufen 9 und 13 des
Gymnasiums vor.
■ In Jahrgang 2 der Berufsschulen kann dieser Aspekt beim Unterrichts-
thema „Von der Norm abweichendes Sexualverhalten“ angesprochen wer-
den.

?
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Berlin
■ Gleichgeschlechtliche Lebensweisen sollen einbezogen, gleichberech-
tigt dargestellt und integrierend behandelt werden.
■ In den Rahmenplänen:
Biologie (Klasse 7), Deutsch (ausgewählte literarische Texte), Geschichte
(Beschäftigung mit der NS-Diktatur), Sozialkunde (Klasse 7 und 8), Reli-
gionsunterricht (liegt in der Verantwortung der Kirchen).

Brandenburg
■ Gleichbehandlungsgrundsatz in der Landesverfassung und im Schul-
gesetz festgeschrieben.
■ Sexualerziehung soll in allen Schulstufen übergreifend in jeweils geeig-
neten Fächern unterrichtet werden.
■ Homosexualität wird explizit in den Rahmenplänen für die Fächer
Biologie, Politische Bildung und Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde
benannt.

Bremen
■ rechtlicher Rahmen: § 11 Bremisches Schulgesetz.
■ inhaltlicher Rahmen: „Leitfaden zur Sexualerziehung“ unter dem
Stichwort „Erscheinungsformen von Sexualität“ (soll in den Klassen 9 und
10 bearbeitet werden).
■ Der „Leitfaden“ enthält immer noch (Ende 1999) die Themen „straf-
rechtliche Bestimmungen männlicher Homosexualität“ und das „Gespräch
über den § 175 Strafgesetzbuch.“ (Die Beschäftigung mit diesen Themen
müsste nach Auffassung des Senators gestrichen werden.).
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Hamburg
■ gesetzliche Grundlage: § 5 Hamburgisches Schulgesetz von 1997.
■ inhaltliche Grundlage: Richtlinien zur Sexualerziehung (1996). Die
Schule soll über verschiedene sexuelle Orientierungen informieren und
der offenen oder der latenten Abwertung gleichgeschlechtlicher Beziehun-
gen entgegentreten.
■ „Es wird für einen erweiterten Familienbegriff plädiert, damit sich
keine Schülerin und kein Schüler diskriminiert fühlt.“
■ Schwerpunktfächer für das Thema Homosexualität: Biologie, Deutsch,
Religion, Geschichte, Ethik, Sozialkunde, Fremdsprachen.

Hessen
■ gesetzliche Grundlage: § 7 Hessisches Schulgesetz („Offenheit und
Toleranz gegenüber verschiedenen Wertvorstellungen“).
■ Schwerpunkt bisher nur im Fach Biologie (Sexuelle Lebensformen am
Beispiel von homo- und heterosexuellen Partnerschaften als verbindlicher
Inhalt für die Klassen 9/10).

Mecklenburg-Vorpommern
■ gesetzliche Grundlage: § 6 des Schulgesetzes vom 15. Mai 1999.
■ S ch w e r p u n k t f ä cher: Biologie, Philosophie, Sozialkunde, Re l i g i o n .
Thematisierung auch möglich in den Fächern Deutsch, Geschichte und
Fremdsprachen.

Niedersachsen
■ gesetzliche Grundlage: Niedersächsisches Schulgesetz § 96 Abs. 4:
Sexualerziehung „soll die Schülerinnen und Schüler mit den Fragen der
Sexualität altersgemäß vertraut machen, ihr Verständnis für Partnerschaft,
insbesondere in Ehe und Familie, entwickeln und ihr Verantwortungsbe-
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wusstsein stärken. Dabei sind das Persönlichkeitsrecht und das Erzie-
hungsrecht der Eltern zu achten. Zurückhaltung, Offenheit und Toleranz
gegenüber verschiedenen Wertvorstellungen in diesem Bereich sind gebo-
ten.“
■ K a b i n e t t s b e s chluss vom 22.03.1994: „...im Unterricht ist Ho m o s e x u a-
lität von Frauen und Männern gemäß dem NS chG (§2 Abs. 1 [Bildungsa u f-
trag d. Schule]) als gleichwertig neben der Heterosexualität zu behandeln.“
■ Homosexualität als Thema nur in den Rahmenrichtlinien der Fächer
Geschichte (7.-10.Klasse) sowie Ethik und Normen.

Nordrhein-Westfalen
■ gesetzliche Grundlage: Schulordnungsgesetz NW: „Die Sexualerzie-
hung gehört zum Erziehungsauftrag der Schule. Sie erfolgt fächerüber-
greifend und ergänzt die Sexualerziehung durch die Eltern. (...) Sie soll die
Schüler (...) zur Toleranz gegenüber anderen Lebensweisen befähigen.“
■ Der Entwurf für neue Richtlinien der Sexualerziehung zielt auf die
„Ausbildung und Förderung gegenseitiger Akzeptanz unter allen Men-
schen, unabhängig von ihrer sexuellen Orientierung und Identität ... .“
■ Eine fächerübergreifende Orga n i sationsform der Inhalte ist erforderlich .

Rheinland-Pfalz
■ „Die Schule muss sich in der Sexualerziehung an den Normen des
Grundgesetzes mit der darin getroffenen Wertentscheidung für Ehe und
Familie orientieren.“
■ In den Lehrplänen: als Thema fast ausschließlich nur in den Lehr-
planentwürfen für das Fach Biologie benannt (Orientierungsstufe, Haupt-
schule, Realschule, Gymnasium).
■ Außerdem im Fach Ethik für die Sekundarstufe I und II sowie Katho-
lische und Evangelische Religion in der Sek. II und an berufsbildenden
Schulen.
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Saarland
■ rechtliche Grundlage: § 15a Schulordnungsgesetz. „Die Sexualerzie-
hung muss für die verschiedenen Wertvorstellungen auf diesem Gebiet
offen sein und darf nicht zu einer einseitigen Beeinflussung der Schüler
führen.“
■ Lerninhalte der Sexualerziehung sollten möglichst fächerverbindend
projektartig, situationsbezogen, alters- und entwicklungsgemäß behandelt
werden.
■ Richtlinien zur Sexualerziehung an den Schulen des Saarlandes: „ ...
unterschiedliche ethische Beurteilung von Formen der Sexualität in ver-
schiedenen Weltanschauungen und Zeiten ...“.
■ Fächer, in denen das Thema Homosexualität explizit benannt wird:
Naturwissenschaften 5 + 6 bzw. 7 + 8 (Wir werden erwachsen I u. II)

Sachsen
■ gesetzliche Grundlage: § 36 des Schulgesetzes: „Ziel der Familien- und
Sexualerziehung ist, die Schüler altersgemäß mit den biologischen, ethi-
schen, kulturellen und sozialen Tatsachen und Bezügen der Geschlecht-
lichkeit des Menschen vertraut zu machen. Die Sexualerziehung soll für
die unterschiedlichen Wertvorstellungen auf diesem Gebiet offen sein.“
■ Hetero- und Homosexualität als Lehrinhalte:
Mittelschule: Biologie (Klasse 8): Thema: Freundschaft, Liebe, Partner-
schaft, Sexualität des Menschen
Ethik (Klasse 9): Thema: Freundschaft, Liebe, Sexualität, Lebensformen
Gymnasien: Biologie (Klasse 9): Thema: Sexualität des Menschen. Ethik
und Religion (Klasse 10): Thema: Freundschaft, Liebe, Partnerschaft

Sachsen-Anhalt
■ gesetzliche Grundlagen: Gesetz zum Abbau von Benachteiligungen
von Lesben und Schwulen (22.12.1997) und § 1 Abs. 2 Nr. 6 des Schulge-
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setzes: Neben der Ehe bestehende Lebensformen der Zusammenleben-
den, der Alleinerziehenden, der Singles oder der gleichgeschlechtlichen
Paare sollen nicht als „Randgruppenerscheinung“, sondern „als Möglich-
keiten der Lebensgestaltung im Unterricht vermittelt werden.“ In der
Schule soll „grundsätzlich“ vermittelt werden, „dass es ein gleichwertiges
Nebeneinander verschiedener Formen der Lebensgestaltung gibt.“
■ Anknüpfungspunkte sind in den Rahmenrichtlinien unterschiedlicher
Fächer enthalten.

Schleswig-Holstein
■ gesetzliche Grundlage: § 4 Abs. 7 Schulgesetz. Die Sexualerziehung
soll die Bemühungen der Eltern in „altersgemäßer Weise durch fächer-
übergreifenden Sexualkundeunterricht“ ergänzen.
■ Gemäß Kabinettsbeschluss vom 20. Feb. 2000 hat die Schule die Auf-
gabe „unterschiedliche  Formen, in denen Menschen ihre Sexualität leben
und Beziehungen gestalten – heterosexuell und homosexuell – gleichbe-
rechtigt und wertfrei darzustellen“ und „Respekt gegenüber verschiedenen
Formen eigenverantwortlich gestalteten Lebens – verschiedengeschlecht-
lichen und gleichgeschlechtlichen – zu vermitteln.“

Thüringen
■ Art. 2 Abs. 3 der Thüringer Verfassung verbietet die Benachteiligung
aufgrund der sexuellen Orientierung.
■ „Eine Bewertung verschiedener Lebensformen findet grundsätzlich
nicht statt.“
■ Verschiedene Formen der Sexualität sind Inhalt des Biologieunter-
richts der Klassenstufe 8 der Regelschule und des Gymnasiums, außerdem
in den Fächern evangelische und katholische Religionslehre, Ethik, Sozi-
alkunde und Sozialwesen.
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?
2.
Welche Angebote bzw. verpflichtenden Lehrinhalte gibt es für Kolleg-
Innen in der LehrerInnenaus-,-fort- und -weiterbildung,damit sie für
die Sexualerziehung befähigt werden, u.a. auch für den Themenbe-
reich Homosexualität?

Baden-Württemberg
■ Das Thema wird entsprechend der Bedeutung, die es in den Lehrplä-
nen hat, bei der Lehrkräfteaus- und -fortbildung aufgegriffen.
■ Darstellung der Thematik ausgewogen und nach dem neuesten Stand
der Wissenschaft.

Bayern
■ § 36 Abs. 3 Nr. 1 der Lehramtsprüfungsordnung schreibt für alle Lehr-
amtsstudenten einen Überblick über die „Familien- und Sexualerziehung“ vor.
■ Das Thema „schwule und lesbische Lebensweisen“ wurde in der zen-
tralen Lehrerfortbildungsstätte in Dillingen bisher nicht angeboten. Lehr-
kräfte und Teilnehmer haben dies in den letzten 25 Jahren auch nicht
gefordert.
■ Die Teilnahme an Fortbildungen ist immer freiwillig.

Berlin
■ halbjährlich jeweils 3 bis 5 Veranstaltungen zur Sexualerziehung allge-
mein sowie speziell  zum Abbau von Vorurteilen am Beispiel Homosexu-
alität.
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Brandenburg
■ Die Außenstellen des Pädagogischen Landesinstitutes Brandenburg
(PLIB) bieten Maßnahmen zur regionalen und schulinternen Fortbildung
zu den Themen „Sexuelle Identitätsfindung“ und Homosexualität an.

Bremen
■ Homosexualität ist kein verpflichtender Lehrinhalt in der Aus- und
Weiterbildung.
■ Das Landesinstitut für Schule (LIS) bietet keine Fortbildung zum
Thema Homosexualität an.
■ Das Bremer Angebot der SchwulLesbischen Studien kann im Rahmen
der Lehrer/innenausbildung belegt werden.

Hamburg
■ verschiedene kontinuierliche Angebote zur schulischen Sexualerzie-
hung durch die Beratungsstelle für Sexualerziehung und AIDS-Prävention
des Instituts für Lehrerfortbildung.
■ Gleichgeschlechtliche Beziehungen finden als gesondertes Thema
sowie als Bestandteil anderer Aspekte Berücksichtigung.

Hessen
■ Angebote sind vorhanden, doch ist die Nachfrage gering.

Mecklenburg-Vorpommern
■ Angebote zur Aus-, Fort- und Weiterbildung im Schuljahr 1999/2000
Fachtagung: Prävention sexualisierter Gewalt
Fortbildung: Mobiles Aufklärungsteam zu Sexualität und Aids
Fortbildung: Homosexualität – ein pädagogisches Tabu?
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■ Die Kreisgesundheitsberater wirken dabei als Multiplikatoren und
werden durch das Landesinstitut für Schule und Ausbildung regelmäßig
fortgebildet.

Niedersachsen
■ Kursangebot des Landesinstituts für Fortbildung und Weiterbildung
im Schulwesen (NLI) zum Thema Homosexualität in den Jahren 1994 bis
1996.
■ Seit 1997 liegt die Verantwortung für die Durchführung dieser Kurse
in den Fortbildungsregionen der Bezirksregierungen, „damit Lehrkräfte,
die bei der Sexualerziehung mit schwierigen Themen umgehen müssen,
bei Bedarf Unterstützung in einer regionalen Fortbildungsgruppe erhal-
ten.“
■ Homosexualität soll als Thema in die Fort- und Weiterbildung für
Beratungslehrkräfte und in die PVO-Lehr aufgenommen werden.

Nordrhein-Westfalen
■ Ein neues Fortbildungskonzept wird gegenwärtig vom Landesinstitut
für Schule und Weiterbildung in Soest erarbeitet.
■ Die Einbeziehung des Themas Homosexualität ist auch auf der
Grundlage der bisher geltenden Richtlinien möglich.

Rheinland-Pfalz
■ „Reflexionsmöglichkeiten“ im erziehungswissenschaftlichen Begleit-
studium.
■ In unregelmäßigen Abständen bieten die Lehrerfortbildungsinstitute
Veranstaltungen zum Thema „Sexualerziehung“ an, dabei geht man an
„geeigneten Stellen auch auf Fragen der Homosexualität“ ein.
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Saarland
■ Sexualerziehung ist „Gegenstand der allgemeinen und fachlichen
Unterweisung im Vorbereitungsdienst.“
■ Homosexualität ist als „Thema fester Bestandteil der Lehrerfortbil-
dungsangebote.“

Sachsen
■ Familien- und Sexualerziehung sind Gegenstand der zentralen Leh-
rerfortbildung an der Sächsischen Akademie für Lehrerfortbildung (SALF).

Sachsen-Anhalt
■ G r u n d sä t z l i ch gibt es keine verpflichtenden Inhalte für die Lehreraus-,
-fort- und –weiterbildung.
■ Lehrkräfte sind angehalten, sich gemäß der im Runderlass Sexualer-
ziehung geforderten Inhalte, zu denen auch das Thema Homosexualität
gehört, zu qualifizieren.
■ Das Landesinstitut für Lehrerfortbildung, Lehrerweiterbildung und
Unterrichtsforschung (LISA) hat mehrfach ein Fortbildungsangebot zum
Thema „Lesbische Mädchen und schwule Jungen – ein Thema in der Schu-
le?“ gemacht.

Schleswig-Holstein
■ Das Landesinstitut Schleswig-Holstein für Praxis und Theorie der
Schule (IPTS) bietet Fortbildungen zu sexualpädagogischen Themen an.
Das Thema sexuelle Orientierung fließt mit ein.
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Thüringen
■ Fragen der Sexualerziehung werden in der 2. Phase der Lehrerausbil-
dung behandelt.
■ Abrufangebote des Instituts für Lehrerfortbildung, Lehrplanentwick-
lung und Medien (ThILLM) zur Sexualerziehung, die auch das Thema
Homosexualität beinhalten, können für regionale Fortbildungsveranstal-
tungen genutzt werden.
■ Angebote von AIDS-Hilfen oder Pro Familia werden als Fortbil-
dungsveranstaltungen für Lehrer anerkannt.

3.
Welche Zusammenarbeit gibt es mit Projekten der Lesben- und
Schwulenorganisationen, die durch Aufklärung in den Schulen einen
Beitrag leisten können,um Vorurteile abzubauen und weitere Gewalt
gegen Lesben und Schwule zu verhüten?

Baden-Württemberg
■ Verantwortung für Inhalte und Gestaltung des Unterrichts liegt bei der
Lehrkraft.
■ „Projekte und Kooperationen mit Lesben- und Schwulenorganisatio-
nen sind nicht beabsichtigt.“

Bayern
■ Es gibt keine organisierte Zusammenarbeit mit dem Staatsministe-
rium.
■ „Es ist möglich, dass Homosexuelle im Rahmen des Unterrichts über
ihre Erfahrungen berichten und den Schülerinnen und Schülern Rede und
Antwort stehen, sofern die Schulleitung dies genehmigt und die Richtli-
nien beachtet werden.“

?
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Berlin
■ „Es gibt eine intensive Zusammenarbeit zwischen lesbisch-schwulen
Aufklärungsprojekten und einzelnen Lehrkräften und Schulen.“
■ Die Arbeit der Projekte wird in Teilbereichen finanziell gefördert und
durch Rundschreiben des Landesschulamtes befürwortet.

Brandenburg
■ Seit 1993 gibt es eine Empfehlung Lesben- und Schwulenorganisatio-
nen zur Aufklärungsarbeit in den Schulen einzubeziehen.
■ Aufklärungsarbeit durch örtliche Gruppen in Potsdam, Cottbus und
Frankfurt/Oder.
■ 1996 gab es ein ausführliches Gespräch mit dem Landesverband
„AndersARTIG e.V.“.

Bremen
■ 25 – 30 Schulklassen besuchen jährlich das Rat- und Tat-Zentrum.
Dessen Mitarbeiter können auch in die Schulen kommen.

Hamburg
■ Informationen des JungLesbenzentrums (Intervention e.V.) werden
regelmäßig in die Schulen der Sekundarstufen I und II verteilt.
■ Das Magnus-Hirschfeld-Zentrum stellt Referenten für Lehrerfortbil-
dungen zur Verfügung.
■ Schulklassen besuchen das Magnus-Hirschfeld-Zentrum und das Jung-
LesbenZentrum.
■ Regelmäßige Aufklärungsprojekte gibt es nicht.
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Hessen
■ gemeinsames Pilotprojekt „Dschungel der Gefühle“ des Hessischen
Landesinstituts für Pädagogik (HeLP) mit dem Jugendnetzwerk Lambda
(1998)  und Organisation von runden Tischen zur Förderung der Koope-
ration zwischen Schwulen- und Lesbengruppen, Vertretern  der staatlichen
Schulämter und Vertretern anderer außerschulischer Organisationen.

Mecklenburg-Vorpommern
■ Zusammenarbeit mit Rat und Tat e.V. (Rostock) und dem Landesver-
band der Lesben und Schwulen in MV (Gaymeinsam e.V.).

Niedersachsen
■ „Durch Zusammenarbeit mit außerschulischen Institutionen, Exper-
tinnen und Experten sowie Selbsthilfegruppen können Schulen bei Bedarf
in vielfältiger Weise Unterstützung erhalten.“
■ In der Gedenkstättenarbeit gibt es Seminare, Ausstellungen und Publi-
kationen zum Thema „Lesben und Schwule in der NS-Zeit.“

Nordrhein-Westfalen
■ Das „Arbeitsprogramm Antidiskriminierungspolitik“ der Landesregie-
rung aus dem Jahr 1998 fordert die Erarbeitung von Aufklärungsmateria-
lien für den schulischen und außerschulischen Gebrauch. Dies wird zur
Zeit in einem Kooperationsprojekt umgesetzt, in dem verschiedene les-
bisch-schwule Aufklärungsprojekte mitwirken.
■ Das zuständige Fachreferat des Ministeriums für Frauen, Familie,
Jugend und Gesundheit fördert dieses Projekt finanziell.



Rheinland-Pfalz
■ Das Staatliche Institut für Lehrerfort- und –weiterbildung (SIL) infor-
miert sich regelmäßig über bundesweite Ansätze zur Unterrichtung über
homosexuelle Lebensformen.
■ dreijähriges Modellprojekt „Sexualpädagogik in den Fachschulen und
Berufsfachschulen Sozialpädagogik“ gemeinsam mit der BzgA und dem
Bildungsministerium Schleswig-Holstein.

Saarland
■ keine Angaben

Sachsen
■ Im Rahmen der mobilen Aufklärungskampagne „Love-Tour“ der
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BzgA) haben Jugendliche
auch im Unterricht sich mit den Themen Hetero- und Homosexualität
auseinander zu setzen.
■ Einzelveranstaltungen und Projekttage durchgeführt vom Aufklä-
rungsprojekt der Dresdner Lesben- und Schwulengruppe Gerede e.V.

Sachsen-Anhalt
■ „Das Land Sachsen-Anhalt fördert Aufklärungs- und Beratungsprojek-
te, die sich für eine Verständigung über Homosexualität allgemein als auch
unter Pädagogen einsetzen und Projekte mit Schülerinnen und Schülern
durchführen.“

Schleswig-Holstein
■ Die Landesregierung fördert Projekte, die Schule, Jugendhilfe, Bil-
dungseinrichtungen und anderen Institutionen als außerschulische Koope-
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rationspartner zum Thema gleichgeschlechtliche Lebensweisen zur Verfü-
gung stehen.

Thüringen
■ Auf lokaler Ebene setzen sich die Schulen mit außerschulischen Part-
nern in Verbindung.
■ Zentrale Ansprechpartner gibt es nicht.

4.
Welche Medien stellt die Landeszentrale für politische Bildung bzw.
die Landesbildstelle für die Aufklärungsarbeit zur Verfügung?

Baden-Württemberg
■ bisher keine Anfragen bezüglich der Erstellung von Materialien zum
Thema Homosexualität.

Bayern
■ „Und die Opfer schweigen“ – Gewalt gegen Homosexuelle in
Deutschland (Video, 45 Min.).
■ „Unsichtbare Mauern“ (Video, 103 Min.)
-“Sechs mal Sex und mehr“ – Homo, Hetero, Bi oder was?/ Liebe und so
weiter (Video, 56 Min.).
■ „Was mein Herz bewegt“ aus der Jugendserie „Der Liebe auf der Spur“
(16 mm-Film oder Video, 30 Min.).
■ kurze Erwähnung in Lehrbüchern zur Sexualerziehung.
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Berlin
■ Es gibt eine ausführliche und kommentierte Medienliste der Landes-
bildstelle zum Thema „weibliche Homosexualität“ aus dem Jahr 1994.

Brandenburg
■ Im Medienpädagogischen Zentrum (MPZ) sind die meisten zugäng-
lichen Medien zum Thema vorhanden.
■ Verwendet werden Veröffentlichungen der BzgA, der Senatsverwal-
tung für Schule, Jugend und Sport Berlin (Fachbereich gleichgeschlechtli-
che Lebensweisen).
■ Unterrichtsmaterial „Sexualpädagogik/ AIDS-Prävention“ des Landes-
instituts Schleswig-Holstein für Praxis und Theorie der Schule (IPTS).
■ Diskriminierende und unzulängliche Darstellungsweisen in Schulbü-
chern sollen überarbeitet werden.

Bremen
■ Die Medien der Landesbildstelle (LIS 3) zum Thema Homosexualität
sind in Heft 1 der Informationen zur Sexualerziehung veröffentlicht.

Hamburg-
■ Die Landeszentrale für politische Bildung bietet nur Informationen zu
politischen Themen (z.B. die Schrift „Die ersten und das erste Mal ...“ zum
Thema Lesbenpolitik).
■ Handreichungen der Schulbehörde: „Sexualpädagogische Materialien
für die Schule (3. Aufl. 1998, hrsg. mit der BzgA), „Und wenn mein Kind
anders ist?“ (wird jährlich an die KlassenelternvertreterInnen in den Schu-
len verteilt).
■ Es gibt eine Medienliste des Landesmedienzentrums zum Thema
Homosexualität.
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Hessen
■ keine Angaben.

Mecklenburg-Vorpommern
■ Die Landeszentrale für politische Bildung verfügt über keine Medien
zum Thema Homosexualität.
■ „Diverse“ Medien sind in der Landesbildstelle vorhanden.

Niedersachsen
■ Das gemeinsam vom Kultusministerium mit dem Friedrich-Verlag
erarbeitete Heft 3/95 der Reihe „Beispiele“ mit Anregungen und Materia-
lien zur Sexualerziehung wurde an alle Schulen verteilt.
■ Die Landeszentrale für politische Bildung, das Ministerium für Frau-
en, Arbeit und Soziales und das NLI halten Literatur- und Materialhin-
weise bereit. Im Verleih des NLI – Dezernat Medienpädagogik – befinden
sich zahlreiche Filme und Videos zum Thema Homosexualität.

Nordrhein-Westfalen
■ Die Landeszentrale für politische Bildung hat bisher Projekte zur Auf-
arbeitung der schwulen Geschichte gefördert und eine Publikation von
Rüdiger Peuchert „Familienformen im sozialen Wandel“ herausgegeben,
die sich auch mit gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaften befasst.
■ Die Landesbildstelle verfügt über zahlreiche Materialien zum Thema.

Rheinland-Pfalz
■ Diverse Filme sind im Landesmedienzentrum abrufbar („Der Liebe
auf der Spur“, „Hingeflogen – Herz verbogen“, „Was mein Herz bewegt“,
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„Und die Opfer schweigen“, „Sechs mal Sex und mehr“, „hätte aber die
Liebe nicht ...“, „Liebe kann so schön sein“).

Saarland
■ keine Angaben.

Sachsen
■ Die Landeszentrale für politische Bildung gibt keine Medien zum
Thema Homosexualität heraus.
■ Mit Hilfe der landesweiten Mediendatenbank in der Mediothek des
Landesmedienzentrums im Comenius-Institut konnte ein thematischer
Katalog aller in den Stadt- und Kreismedienstellen zur Verfügung stehen-
den Medien zum Thema Homosexualität zusammengestellt werden. (Ins-
gesamt 29 verfügbare Medien).

Sachsen-Anhalt
■ keine Medien bei der Landeszentrale für politische Bildung zum
Thema.
■ Seit 1996 gibt es eine Empfehlung für Medien zum Thema „gleichge-
schlechtliche Lebensweise“ herausgegeben durch die Landesmedienstelle.
■ Eine aktuelle Medienübersicht kann im Internet abgerufen werden.

Schleswig-Holstein
■ Mehrere Veröffentlichungen des zuständigen Fachreferats im Ministe-
rium für Frauen, Jugend, Wohnungs- und Städtebau richten sich an Leh-
rer und Lehrerinnen sowie an Eltern (Broschüre: „Da fiel ich aus allen
Wolken“).
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■ Herausgabe der Broschüre „Homosexualität im Sprach- und Literatur-
unterricht“, eine erste in Kooperation mit dem IPTS veröffentlichte di-
daktische Hilfe.

Thüringen
■ Ein Angebot der Landeszentrale für politische Bildung besteht nicht.
■ Die Landes- und Kreisbildstellen stellen Materialien der BzgA zur Ver-
fügung.
■ Es gibt Ausleihmöglichkeiten bei den kommunalen Gesundheitsäm-
tern sowie bei der AGETHUR.

5.
Welche Unterstützung erhalten Schüler und Schülerinnen in ihrer
Coming-Out-Phase und im Falle ihrer Diskriminierung durch die
Schule und die Schulbehörde?

Baden-Württemberg
■ keine Angaben.

Bayern
■ „Ein homosexueller Schüler kann sich jederzeit an die Lehrkraft seines
Vertrauens wenden ...“

Berlin
■ Unterstützung durch Veranstaltungen und Öffentlichkeitsarbeit der
Senatsverwaltung für Schule, Jugend und Sport, Fachbereich gleichge-
schlechtliche Lebensweisen.
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■ Veröffentlichung der Studie „Sie liebt sie. Er liebt ihn.“ im Jahr 1999
gemeinsam mit der GEW Berlin.

Brandenburg
■ Beauftragung spezieller AnsprechpartnerInnen und Coming-Out-Hil-
fen für homosexuelle Jugendliche liegt in der Zuständigkeit der Schulen
selbst.
■ Einbeziehung örtlicher lesbisch-schwuler Vereine ist möglich.

Bremen
■ Unterstützung durch Vertrauens- und BeratungslehrerInnen.

Hamburg-
■ Zuständig sind die Beratungslehrerinnen und -lehrer. Sie kooperieren
bei Bedarf mit den zuständigen Schulberatern der Dienststelle Schülerhil-
fe, mit den regionalen Beratungs- und Unterstützungsstellen und Einrich-
tungen der Jugendarbeit wie z.B. dem JungLesbenZentrum.

Hessen
■ Die Schulen sollen schulintern Regelungen und Konzepte für Fälle
von sexuell diskriminierenden Äußerungen und Verhaltensweisen treffen.

Mecklenburg-Vorpommern
■ Zur Verfügung stehen Gesundheitsberater und Schulpsychologen.
■ „Fälle von Diskriminierung von Schülerinnen und Schülern auf
Grund von Homosexualität sind weder in den Schulämtern noch im Bil-
dungsministerium bekannt.“
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Niedersachsen
■ hängt vom Vertrauen der Schüler zu den Lehrkräften ab.
■ Professionelle Hilfe durch außerschulische Organisationen ist mög-
lich.

Nordrhein-Westfalen
■ Fälle der Diskriminierung von Schülern und Schülerinnen sind dem
Ministerium bisher nicht bekannt. Die zuständigen Stellen würden unver-
züglich eingreifen.

Rheinland-Pfalz
■ „Es gibt keine Erkenntnisse darüber, dass Homosexuelle in Schulen
einer besonderen Diskriminierung ausgesetzt sind und sich daher vor
einem Outing schützen müssten. Prävention gegen Diskriminierungen
jeder Art ist aber eine zentrale Aufgabe von Schule insgesamt.“

Saarland
■ keine Angaben.

Sachsen
■ Individuelle Probleme sollen vor Ort in den Schulen gemeinsam
durch Schüler und Schülerinnen, Lehrer und Lehrerinnen sowie den Erzie-
hungsberechtigten geklärt werden.
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Sachsen-Anhalt
■ „Da offensichtlich das Coming-Out nicht öffentlich geschieht, gibt es
in diesem Bereich keinen konkret nachweislichen Handlungsbedarf seitens
der Schulbehörden. Fälle von Diskriminierungen sind nach unseren
Recherchen den Schulämtern nicht bekannt gemacht worden, was nicht
ausschließen soll, dass sie existieren.“
■ Der schulpsychologische Dienst steht als Angebot der Hilfe zur
Selbsthilfe zur Verfügung.

Schleswig-Holstein
■ Oberstes Ziel der Maßnahmen für Jugendliche ist der Schutz vor
Homophobie.
■ Verteilung der Broschüre „Da fiel ich aus allen Wolken“ an Elternbei-
räte, Schulleitungen und SchülerInnenvertretungen.

Thüringen
■ Beratungs- und Vertrauenslehrer stehen zur Verfügung.
■ In den staatlichen Schulämtern sind die Mitarbeiter des Schulpsycho-
logischen Dienstes die Ansprechpartner.
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6.
Welche Unterstützung durch die Schulbehörde erfahren lesbische
Lehrerinnen und schwule Lehrer im Falle des Outens am Arbeitsplatz
oder der Diskriminierung durch SchülerInnen, Eltern und KollegIn-
nen?

Baden-Württemberg
■ „ Di e n s t r e ch t l i ch ist das Bekanntwerden besonderer Formen der
Geschlechtlichkeit nicht von Belang.“

Bayern
■ „Der Staatsregierung sind keine Fälle bekannt, in denen Lehrkräfte
aufgrund ihrer homosexuellen Orientierung diskriminiert worden wären.“

Berlin
■ Lesbische Lehrerinnen und schwule Lehrer sollen sich zu erkennen
geben und für homosexuelle Jugendliche Ansprechpartner sein.

Brandenburg
■ Bisher sind keine Probleme bekannt.
■ „Eine Diskriminierung ist nicht zulässig.“
■ mögliche Ansprechpartner: Dienstvorgesetzte, das Ministerium, Per-
sonalräte und Gewerkschaften.
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Bremen
■ Es gibt kein auf homosexuelle Lehrkräfte spezialisiertes Beratungsan-
gebot.
■ m ö g l i che AnsprechpartnerInnen: Frauenbeauftragte, Pe r s o n a l r a t ,
gewerkschaftliche Arbeitsgruppe schwullesbischer Lehrerinnen und Lehrer.

Hamburg
■ Fälle von Diskriminierung sind bisher nicht bekannt.

Hessen
■ Fälle von Diskriminierung nach dem Coming-Out sind nicht bekannt.

Mecklenburg-Vorpommern
■ Bisher sind keine Fälle von Diskriminierung bekannt.
■ Ansprechpartner für Betroffene ist das Schulamt.

Niedersachsen
■ Offen schwule und lesbische Lehrkräfte müssen sich mit „unter-
schiedlichen Formen der Ablehnung auseinandersetzen und sich ggf. Hil-
festellung von außen holen.“
■ „Die Unterstützung der Schulbehörde ist abhängig von der jeweiligen
Problemlage.“

Nordrhein-Westfalen
■ Derartige Fälle sind ebenfalls nicht bekannt. Hier gilt der Schutz des
Dienstherrn gemäß § 85 Landesbeamtengesetz. Dies gilt auch für „jede
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unzulässige Einwirkung und Einflussnahme von außen auf die Tätigkeit
der Beamtin oder des Beamten“.

Rheinland-Pfalz
■ siehe Antwort 5.

Saarland
■ keine Angaben.

Sachsen
■ Gemäß Punkt 36 der Dienstordnung können die Bediensteten in
wichtigen persönlichen Angelegenheiten bei jedem Vorgesetzten und beim
Personalreferenten „vorsprechen.“ Ebenso bei der Schulleitung.
■ Art. 10 des Beschäftigungsgesetzes enthält Schutzrechte für die Opfer
von sexueller Belästigung, Beleidigung usw.
■ „Sollten intolerante, die Würde der Bediensteten verletzende Verhal-
tensweisen bekannt werden, wird der Einzelfall geprüft und gegebenenfalls
eingeschritten.“

Sachsen-Anhalt
■ siehe unter Antwort 5

Schleswig-Holstein
■ Das zuständige Fachreferat im Ministerium für Frauen, Jugend, Woh-
nungs- und Städtebau ist auch Ansprechpartner für Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen des öffentlichen Dienstes.

32



Thüringen
■ Bei Diskriminierung durch Schüler oder Eltern sind die Möglichkeiten
der Einflussnahme beschränkt. „Möglich wäre eine Versetzung.“
■ Pflicht der Schulaufsicht, bei Diskriminierung durch Kollegen diszi-
plinarrechtliche bzw. arbeitsrechtliche Prüfungen durchzuführen

7.
Unterstützt das Kultusministerium die Bemühungen,die heute veral-
teten Richtlinien zur Sexualerziehung der KMK aus dem Jahr 1968
zu überarbeiten und der heutigen gesellschaftlichen und rechtlichen
Realität anzupassen?

Baden-Württemberg
■ neue Bildungspläne seit 1. August 1994.
■ Verwaltungsvorschrift zur Familien- und Geschlechtserziehung vom 7.
Juli 1994: „Der Lehrer gestaltet den Unterricht mit Takt und Einfühlungs-
vermögen und vermeidet jede Form der Indoktrination. Er behandelt die
Themen zurückhaltend, berücksichtigt die menschlich-personalen Aspekte
der Geschlechtlichkeit ebenso wie die Intimsphäre seiner Schüler und ver-
meidet Empfehlungen für das geschlechtliche Verhalten der Schüler.“

Bayern
■ Die derzeit gültigen Richtlinien des Landes stammen aus dem Jahr 1996.

Berlin
■ Überarbeitung des in Berlin geltenden Schulgesetzes sowie der allge-
meinen Hinweise zu den Rahmenplänen (AV 27 zur Sexualerziehung) ist
vorgesehen.
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■ Eine Überarbeitung der „Empfehlungen zur Sexualerziehung in den
Schulen“ der KMK aus dem Jahr 1968 wird unterstützt.

Brandenburg
■ „Die ‚Empfehlung zur Sexualerziehung in den Schulen‘ (Beschluss der
KMK vom 3.10.68) ist überarbeitungsbedürftig.“ Die KMK prüft gegen-
wärtig eine Neufassung.

Bremen
■ „Die im ‚Leitfaden‘ angesprochenen Themen, die alle Bereiche der
menschlichen Sexualität berühren, sind nach wie vor aktuell (z.B. Aids-
Prävention, sexueller Missbrauch). Es bedarf zurzeit keiner Überarbei-
tung.“

Hamburg-
■ Mit den Richtlinien zur Sexualerziehung von 1996 nimmt Hamburg
Abstand von den veralteten Passagen der Empfehlungen der  KMK aus
dem Jahr 1968. Man tritt für eine Weiterentwicklung ein.

Hessen
■ Der Entwurf eines neuen Rahmenplans zur Sexualerziehung lag im
Februar 1999 vor.

Mecklenburg-Vorpommern
■ Eine Überarbeitung bzw. Neufassung der Empfehlungen von 1968
wird befürwortet.
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Niedersachsen
■ Das Kultusministerium bemüht sich seit längerem um eine Ablösung
der Empfehlungen aus dem Jahr 1968. „Allerdings haben wegen des Ein-
stimmenprinzips in der KMK Anträge auf eine Neufassung oder Aufhe-
bung des Beschlusses in diesem Gremium kaum Erfolg.“

Nordrhein-Westfalen
■ Neue Richtlinien zur Sexualerziehung im Land Nordrhein-Westfalen
sind in Vorbereitung.
(Sie liegen seit dem 01.08.2000 vor.)

Rheinland-Pfalz
■ nein.

Saarland
■ keine Angaben.

Sachsen
■ „Das Sächsische Staatsministerium für Kultus unterstützt grundsätz-
lich diese Bemühungen.“

Sachsen-Anhalt
■ Eine Überarbeitung ist nicht sinnvoll. „Es besteht kein Handlungsbe-
darf in diesen Fragen. Veraltete Empfehlungen sollten außer Kraft gesetzt
werden.“
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Schleswig-Holstein
■ keine Angaben

Thüringen
■ Eine Überarbeitung der „Empfehlungen zur Sexualerziehung in den
Schulen“ wird befürwortet.
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1.Wie kommt das Thema lesbische und schwule Lebensweisen in den
Bildungsplänen vor?

Jede Lehrkraft kann im Unterricht in allen Bundesländern das Thema
Homosexualität behandeln und zwar nicht nur im Biologieunterricht, son-
dern in allen Fächern. Die jeweiligen Richtlinien zur Sexualerziehung
betonen ausdrück l i ch, dass Sexualerziehung ein fäch e r ü b e r g r e i f e n d e r
Erziehungsauftrag ist.

Die Thematisierung von Homosexualität ist in den Rahmenplänen der
einzelnen Unterrichtsfächer sehr unterschiedlich. So taucht in den Rah-
menplänen des Landes Baden-Württemberg das Wort Homosexualität nur
einmal auf. In allen anderen Bundesländern wird im Fach Biologie expli-
zit Homosexualität benannt. In den anderen Fächern, wie z.B. Deutsch,
Fremdsprachen, Geschichte, Sozialkunde, Ethik, Philosophie und Religion
sind die Einbindung und Benennung von Homosexualität – zumindest
formal, insgesamt aber in unterschiedlichem Maße – vorhanden. Aber
auch hier gilt , dass –  unabhängig von der Erwähnung von Homosexua-
lität in den Rahmenplänen der einzelnen Fächer – jede Lehrkraft das
Thema zum Unterrichtsgegenstand machen kann. Die Rahmenpläne sind
in der Regel so weit gefasst, dass die Lehrkraft bei eventuellen Beschwer-
den von Eltern oder SchülerInnen rechtlich abgesichert ist. So kann z.B.
beim Thema „Erste Liebe“ es sich durchaus exemplarisch um die Liebe
von zwei Mädchen oder zwei Jungen handeln. 

Es bleibt die dringende Aufgabe, die Rahmenpläne zu überarbeiten mit
dem Ziel, lesbische und schwule Lebensweisen nicht nur zu benennen,
sondern auch zu thematisieren. Wie die Synopse ergeben hat, gibt es sehr
wenig Unterrichtsmaterialien zum Thema. In den Schulbüchern wird
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Homosexualität immer noch weitgehend tabuisiert. Die Schulbuchverlage
sind ausweislich des Schriftwechsels mit der „Arbeitsgemeinschaft homo-
sexueller Lehrer in der GEW Berlin“ und einigen Kultusverwaltungen
offen für die Einbeziehung von schwulen und lesbischen Lebensweisen in
den Schulbüchern der Fächer Deutsch, Sozialkunde, Geschichte. Da die
Schulbücher aber einem Genehmigungsverfahren zur Zulassung für den
Unterricht unterzogen werden, werden sie auch daraufhin überprüft, ob
sie „rahmenplankonform“ sind. Daraus ergibt sich, dass auch die Schul-
buchverlage das Thema Homosexualität nicht aufnehmen, um in mög-
lichst vielen Bundesländern zugelassen zu werden. So tauchen im Lehr-
buch „Mensch und Politik“, Gemeinschaftskunde für Gymnasien, Kl. 10
(Schroedel-Verlag) im Kapitel „Der einzelne in der Gesellschaft“, neue Auf-
lage 1999 auf S. 94 neue Lebensformen, homosexuelle Paare mit Kindern
sowie schwule und lesbische Partnerschaften auf. In der Ausgabe für Bay-
ern fehlt dieser Teil. 

Um zu erreichen, dass Homosexualität nicht als „Randgruppenproblem“
angesehen wird, sondern als Teil unserer gesellschaftlichen Lebensrealität,
sollten lesbische und schwule Lebensweisen in den verschiedenen Schul-
büchern selbstverständlich in Erscheinung treten.

In der „Bewertung“ unterschiedlicher Formen des Zusammenlebens gibt es
eine sehr große Bandbreite. Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg und
Bayern setzen dabei den Schwerpunkt bei Ehe und Familie in ihren tradi-
tionellen Formen und versuchen „Familienerziehung“ und „Sexualerzie-
hung“ in ihren Richtlinien zu verknüpfen. Vorrang haben dabei die Prä-
missen des Art. 6 Abs. 1 des Grundgesetzes (Schutz von Ehe und Familie).
Dass mit Art. 3 Abs. 3 Grundgesetz (Diskriminierungsverbot) auch eine
andere Grundlage zur Verfügung steht und genutzt werden kann, zeigen
z.B. Länder wie Berlin, Hamburg, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein
und Brandenburg. So verlangen die Kabinettsbeschlüsse der  niedersächsi-
schen und schleswig-holsteinischen Landesregierungen eine „gleichberech-
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tigte“ Darstellung von Homo- und Heterosexualität sowie „Respekt gegen-
über verschiedenen Formen eigenverantwortlich gestalteten Lebens“, was
durchaus über die in vielen Ländern genannten Gebote von Toleranz und
Akzeptanz (siehe Baden-Württemberg  bzw. Nordrhein-Westfalen) hinaus-
geht.

Allein die Wortwahl der Kultusministerien spiegelt die Bandbreite unter-
schiedlicher Auffassungen wider. So formuliert Thüringen: „Eine Bewer-
tung verschiedener Lebensformen findet grundsätzlich nicht statt.“ Hessen
anerkennt: „Sexualität ist durch Normen und Werte geformt.“ – benennt
aber keine. Bayern dagegen spricht von einem „von der Norm abweichen-
den Sexualverhalten.“ Sachsen-Anhalt fordert wiederum, dass Homosexu-
alität „nicht als Randgruppenerscheinung“ zu betrachten sei. Hamburg
schließlich hat den fortschrittlichsten Familien- und Sexualitätsbegriff und
sieht wegen der vorhandenen gesellschaftlichen Diskriminierung von Les-
ben und Schwulen einen schulischen Handlungsbedarf: „Die Schule soll
über verschiedene sexuelle Orientierungen informieren und der offenen
oder der latenten Abwertung gleichgeschlechtlicher Beziehungen ent-
gegentreten: Es wird für einen erweiterten Familienbegriff plädiert, damit
sich keine Schülerin und kein Schüler diskriminiert fühlt.“

Aus den Antworten der verschiedenen Kultusministerien ist ersichtlich,
dass in den einzelnen Bundesländern unterschiedlicher Handlungsbedarf
besteht.

2. Wie kommt das Thema Homosexualität in der LehrerInnenaus-,
-fort- und -weiterbildung vor?

Auch hier zeigt sich, dass die Spanne zwischen Ignorieren und vorbild-
licher Fortbildung zu sexualpädagogischen Themen recht groß ist. So
begründet Bayern das Fehlen von Fortbildungen zu diesem Thema damit,
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dass in den letzten 25 Jahren die TeilnehmerInnen der zentralen Lehrer-
fortbildungsstätte dieses Thema nicht gefordert hätten. In anderen Län-
dern arbeiten die Lehrerfortbildungsinstitute mit anderen Institutionen
auf dem Gebiet der Sexualpädagogik zusammen.

Aufgrund der Erfahrungen in den einzelnen Bundesländern ist eine Eva-
luation der Angebote dringend notwendig.  

3. Welche Zusammenarbeit gibt es mit Projekten der Lesben- und
Schwulenorganisationen?

Auf diesem Gebiet lohnt ein Rückblick in die Geschichte. Vor 20 Jahren
schon hatte die „Arbeitsgemeinschaft homosexueller Lehrer und Erzieher
in der GEW Berlin“ diese Forderung in Verhandlungen mit dem Senator
für Schulwesen vorgetragen. Damals begründete die Senatsschulverwal-
tung ihre Ablehnung damit, dass „Homosexuelle im Sinne der Ausfüh-
rungsvorschriften über Vorträge in Schulklassen nicht als ‚Fachleute‘ anzu-
sehen seien“. Noch vor 10 Jahren hieß es, dass das Auftreten von Lesben
und Schwulen in Schulklassen von der Senatsverwaltung als „Werbung für
außerschulisches Intimverhalten“ betrachtet und damit nicht zugelassen
wurde.

Seit Anfang der 90er Jahre hat sich (nicht nur in Berlin) allerdings ein
Wechsel vollzogen. Dank der Vielfalt der lesbisch-schwulen Infrastruktur
nicht nur in den Großstädten, sondern auch in Mittel- und Kleinstädten
gibt es regional sehr unterschiedlich praktizierte Formen der Zusammen-
arbeit von Schulen und örtlichen Lesben- und Schwulengruppen. Dies
wird von fast allen Kultusministerien mittlerweile unterstützt, wobei die
Förderung durch die Kultusverwaltungen untersch i e d l i che Au s m a ß e
annimmt. In einigen Bundesländern (Berlin, Brandenburg, Hamburg,
Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein) fordern die
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Kultusministerien die Schulen in Rundschreiben auf, VertreterInnen von
Lesben- und Schwulengruppen in die Schulen einzuladen. Länder wie Ber-
lin, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein unterstützen diese Pro-
jekte finanziell. Andere Länder dagegen erlauben nach festgelegten Geneh-
migungskriterien den Besuch von Lesben und Schwulen in Schulklassen –
auch Bayern. 

Als Schlusslicht kann Baden-Württembergs Kultusministerin Dr. Annette
Schavan angesehen werden, die kategorisch sagt: „Projekte und Koopera-
tionen  mit Lesben- und Schwulen-Organisationen sind nicht beabsich-
tigt.“ Frau Engemann, eine Vertreterin des Kultusminsteriums, präzisierte
am 24.3.2000 diese Aussage gegenüber der Eltern-Selbsthilfe-Gruppe
BEFAH Stuttgart (Bundesverband der Eltern, Freunde und Angehörigen
von Homosexuellen e.V.) dahingehend, dass keine Kooperation in
Zusammenarbeit mit dem Kultusministerium beabsichtigt sei. Letztend-
lich „liegt die unmittelbare Gestaltung des Unterrichts bei der Lehrkraft“,
so der Brief der Ministerin. So kann eine Lehrkraft – nach Absprache mit
der Schulleitung – durchaus außerschulische Fachleute einladen. Das Frei-
burger Lesbische und Schwule Schulprojekt (FLUSS e.V.) wird beispiels-
weise immer mal wieder an Schulen eingeladen.

Hier gilt es, für alle Schulen die konkreten und finanziellen Voraussetzun-
gen zu schaffen, um die persönliche Begegnung mit Lesben und Schwulen
zu ermöglichen. Jerzy Kanal, Vorsitzender der Jüdischen Gemeinde Berlin,
hat anlässlich der Eröffnung des Jüdischen Gymnasiums zum Schuljahrs-
beginn 1993/94 gesagt: „Vorurteile können nur durch Kennenlernen abge-
baut werden.“

Angesichts der Tatsache, dass im Unterricht der Schule das Thema Homo-
sexualität oft übergangen wird, in Schulbüchern – wenn überhaupt – oft
noch von „abweichendem Sexualverhalten“, „sexuellem Fehlverhalten“
und „Perversionen“ gesprochen wird und wissenschaftlich umstrittene Ent-
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stehungstheorien dargestellt werden, wie z.B. „Hormonstörungen“, „Ver-
führung in den Pubertätsjahren“, ist es dringend geboten, dass Jugendliche
sich in der Schule mit jungen Lesben und Schwulen unterhalten können.
Auf diese Weise können Fragen zur Homosexualität, zum Coming-Out,
zur Lebensweise lesbischer und schwuler Menschen und deren Diskrimi-
nierung authentisch und glaubwürdig beantwortet werden.

4.Welche Medien und Unterrichtsmaterialien gibt es?

In den meisten Bundesländern bieten die Landesbildstellen Filme zu fol-
genden Themen an: Erste Liebe, Coming-Out, Diskriminierung und
Gewalt, Lesben und Schwule in der NS-Zeit. In vielen Bildstellen gibt es
auch Spielfilme über lesbisch-schwule Lebensweisen. Hier muss – insbe-
sondere im Saarland und in Baden-Württemberg – der Standard der fort-
schrittlichen Bundesländer eingefordert werden. Die Landesbildstellen
sind in der Regel offen für Vorschläge und kaufen Aufzeichnungen von
Fernsehsendungen und Spielfilme auf – im Rahmen ihrer finanziellen
Möglichkeiten. 

Nur wenige Länder haben darüber hinaus weitere Unterrichtsmaterialien
zum Thema Homosexualität. Schleswig-Holstein geht hier wegweisend
vor, indem es z.B. Unterrichtsmaterialien für den Deutschunterricht her-
ausgibt. Das Niedersächsische Kultusministerium hat gemeinsam mit dem
Friedrich-Velber-Verlag in der Reihe BEISPIELE als Heft 3/95 Anregungen
und Materialien zur Sexualerziehung veröffentlicht, die sich u.a. auch mit
homosexuellen Lebensweisen befassen. Es gibt Überlegungen, ein Heft
mit dem Themenschwerpunkt „Homosexualität“ herauszugeben. Berlin
und Brandenburg geben eine Medienliste heraus. Nordrhein-Westfalen
erstellt Aufklärungsmaterialien für den schulischen und außerschulischen
Gebrauch.
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Die genannten Beispiele sind als Anregungen für die eigene bildungspoli-
tische Arbeit aufzugreifen und in Zusammenarbeit mit dem Kultusminis-
terium und den regionalen Lesben- und Schwulengruppen sind weitere
Unterrichtsmaterialien zu entwickeln. Die GEW Baden-Württemberg hat
bereits eine Broschüre für den Unterricht herausgegeben (Lesbisch und
Schwule Lebensweisen – (k)ein Thema für die Schule?!).

Für die Elternarbeit haben Länder wie Hamburg, Bremen und Schleswig-
Holstein Broschüren herausgegeben, die Lehrerinnen und Lehrer auf
Elternabenden einsetzen können. Auch diese Beispiele sollten als Anre-
gungen gelten, in allen anderen Bundesländern etwas Vergleichbares zu
erstellen. 

5.Wie werden jugendliche Lesben und Schwule unterstützt? 

Die Antworten aus fast allen Kultusministerien zeigen sehr deutlich, dass
in dieser Frage kaum ein Problembewusstsein vorhanden ist. Manche Län-
der sind äußerst ignorant, wie z.B. Rheinland-Pfalz, indem sie behaupten:
„Es gibt keine Erkenntnissse darüber, dass Homosexuelle in Schulen einer
besonderen Diskriminierung ausgesetzt sind und sich daher vor einem
Outing schützen müssten.“ Baden-Württemberg und das Saarland äußern
sich gar nicht zu dieser Frage, was ebenfalls als Abwertung der Problema-
tik  angesehen werden muss. 

Die meisten Länder aber zeigen ihre Hilflosigkeit in der Äußerung, dass
ihnen keine Erkenntnisse vorliegen, es aber nicht ausschließen, dass es Pro-
bleme gibt. Es wird auf VertrauenslehrerInnen an den Schulen und den
Schulpsychologischen Dienst als Anlaufstellen verwiesen. Bayern schreibt:
„Ein homosexueller Schüler kann sich jederzeit an eine Lehrkraft seines
Vertrauens wenden, wenn er sich „outen“ will, und sie um Unterstützung
bitten.“ Diese Sichtweise verkennt die reale Situation, in der sich jugend-
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liche Lesben und Schwule in der Schule befinden. Wenn sie sich outen,
müssen sie hauptsächlich mit negativen Reaktionen rechnen, die von
Gleichgültigkeit  bis hin  zu offener Feindseligkeit geprägt sind.

Berlin hat durch die Veröffentlichung der Studie „Sie liebt sie. Er liebt
ihn.“ (in Auftrag gegeben von der Senatsverwaltung für Schule, Jugend
und Sport, Fachbereich gleichgeschlechtliche Lebensweisen, gedruckt und
veröffentlicht von der GEW Berlin) auf die psychosoziale Situation junger
Lesben, Schwuler und Bisexueller in der Schule und im Elternhaus hinge-
wiesen. Die Ergebnisse dieser Studie belegen, dass die Schule bisher ver-
sagt hat, bei Lesben und Schwulen „alle wertvollen Anlagen der Kinder
und Jugendlichen zur vollen Entfaltung zu bringen“ (§ 1 Schulgesetz von
Berlin), d.h. ihre Identitätsentwicklung zu fördern. Durch Veranstaltungen
und Öffentlichkeitsarbeit hat die Senatsverwaltung für Schule, Jugend und
Sport, Fachbereich gleichgeschlechtliche Lebensweisen, in Berlin sowohl
in der Schule als auch in der Gesellschaft einen Konsens dahingehend
erzielt, dass es Aufgabe der Schule sei, Kindern und Jugendlichen aus-
führliche und vorurteilsfreie Informationen über gleichgeschlechtliche
Lebensweisen zu vermitteln. 

In dieser Auffassung findet sich eine ganz andere Sichtweise wieder.
Homosexualität ist kein Minderheitenproblem der Betroffenen, weil alle
Jugendlichen – ob hetero-, bi- und homosexuell – davon profitieren, wenn
über sexuelle Identität und Geschlechtsrollen in der Schule gesprochen
wird. Die o.g. Studie bietet eine Grundlage dafür, den Kultusministerien
den Handlungsbedarf vor Augen zu führen und entsprechende Konse-
quenzen zu ziehen. 
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6.Wie werden lesbische Lehrerinnen und schwule Lehrer im Falle des
Outens von den Schulbehörden unterstützt und vor Diskriminierung
geschützt?

Auch hier ist ein kurzer Rückblick angezeigt. In der Bundesrepublik
Deutschland wurde der § 175 StGB 1969 reformiert. Bis dahin war männ-
liche Homosexualität an sich ein Straftatsbestand und das Bekanntwerden
der homosexuellen Orientierung eines Lehrers hatte für ihn Sanktionen
bis hin zur Entlassung aus dem Dienst zur Folge. Es gibt eine diesbezügli-
che Rechtsprechung des Bundesdisziplinargerichts. In der DDR wurde
1968 der § 175 StGB ersatzlos gestrichen und im neuen Strafgesetzbuch
im § 151 Homosexualität mit Jugendlichen unter 18 Jahren unter Strafe
gestellt. Trotz dieser Liberalisierung wurde Homosexualität weiter tabui-
siert. Lehrer mussten vorher und danach damit rechnen, wenn auch unter
einem anderen Vorwand, arbeitsrechtlich belangt zu werden – auch bis hin
zur Entlassung. Lesben wurden zwar nicht strafrechtlich verfolgt, galten
aber als „abartig“ und versteckten aus Angst vor Diskriminierung ihre
Lebensweise.

Die Angst vor arbeits- bzw. dienstrechtlichen Konsequenzen des Arbeitge-
bers ist bei vielen auch heute noch vorhanden, wenn auch in abge-
schwächter Form. Diesbezüglich geben die Antworten aller Kultusministe-
rien Rechtssicherheit. Arbeits- und dienstrechtlich ist das Bekanntwerden
der sexuellen Orientierung einer Lehrkraft nicht von Belang. Auch die
Rechtsprechung der Arbeits- und Verwaltungsgerichte ist in dieser Frage
eindeutig: Die sexuelle Orientierung kann kein Kündigungsgrund sein.
Ansonsten geben die Kultusministerien vor, keine Kenntnisse von Diskri-
minierungen homosexueller Lehrkräfte zu haben, und bieten im Rahmen
ihrer Fürsorgepflicht Unterstützung an. Thüringen ist der Ansicht, dass „es
Pflicht der Schulaufsicht sei, bei Diskriminierung durch Kollegen diszipli-
narrechtliche bzw. arbeitsrechtliche Prüfungen durchzuführen.“
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Die Berliner Senatsschulverwaltung fordert lesbische Lehrerinnen und
schwule Lehrer auf, sich zu erkennen zu geben und für homosexuelle
Jugendliche Ansprechpartner zu sein. Auf diese Weise würden sie eine Vor-
bildfunktion für Jugendliche in der Coming-Out-Phase erfüllen. 

Um dies zu ermöglichen, muss ein lesben- und schwulenfreundliches
Klima geschaffen werden. Beispielsweise haben sich in einzelnen GEW-
Landesverbänden lesbische und schwule KollegInnen organisiert und eine
Antidiskriminierungs- und emanzipatorische Bildungspolitik eingeleitet.
Diese Impulse sollten von allen am Schulleben Beteiligten aufgenommen
werden und von den Personalräten und Frauenvertreterinnen tatkräftig
unterstützt werden.  

7. Sollen die veralteten Richtlinien zur Sexualerziehung aus dem Jahr
1968 neu gefasst werden?

Bei der Mehrheit der Bundesländer ist die Bereitschaft, an dem gegenwär-
tigen Zustand des KMK-Beschlusses von 1968 etwas zu ändern, nur gering
entwickelt. Der Vorrang der Länderhoheit bei der Formulierung von Richt-
linien hat eine breit gefächerte Vielfalt bei der Behandlung des Themas
Homosexualität hervorgebracht. Dies kann durchaus positiv bewertet wer-
den, da hierdurch auch die Umsetzung besonders fortschrittlicher Ansätze
möglich wird. Verständlich ist daher die Ablehnung einer Neufassung
durch das Land Sachsen-Anhalt, da es befürchtet, durch eine zurückhal-
tende bundesweite Regelung im Rahmen eines neuen KMK-Beschlusses
ausgebremst zu werden. Da es darüber hinaus bei KMK-Beschlüssen das
Einstimmigkeitsprinzip gibt, ist nicht zu erwarten, dass emanzipatorische
Inhalte in den Vordergrund geraten. 
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8. Schlussfolgerungen der GEW

1. Lesbische und schwule Lebensweisen existieren gleichberechtigt und
gleichwertig neben anderen. 

2. In den Schulgesetzen der Bundesländer, in den Richtlinien zur Sexual-
erziehung und in den Rahmenplänen aller Fächer sind lesbische und
schwule Lebensweisen zu benennen und zu thematisieren.

3. In der LehrerInnenaus-, -fort- und -weiterbildung muss die Ausein-
andersetzung mit der Lebensweise von Lesben und Schwulen fester
Bestandteil werden.

4. Es gilt, die rechtlichen und finanziellen Voraussetzungen zu schaffen, in
Schulen und anderen Bildungseinrichtungen die persönliche Begegnung
mit Lesben und Schwulen zu ermöglichen.

5. Eine angemessene Ausstattung der Bildungseinrichtungen mit Medien
und Unterrichtsmaterialen ist sicherzustellen.
In den Schulbüchern müssen lesbische und schwule Lebensweisen inte-
graler Bestandteil sein. 

6. Es muss ein Schulklima geschaffen werden, in dem Jugendliche ihre
sexuelle Orientierung frei entwickeln können, jugendliche Lesben und
Schwule Vorbilder finden und Schutz und Unterstützung erfahren.

7. Die „Empfehlungen zur Sexualerziehung in der Schule“ (Beschluss der
Kultusministerkonferenz vom 03.10.1968) sind zu aktualisieren.
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Beschlüsse

Gleiches Recht für Lesben und Schwule in
Gewerkschaft und Gesellschaft

Beschluss des 24. Gewerkschaftstages der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW), 5. bis 9. Mai 2001, Lübeck

Die GEW setzt sich in allen Gremien und Untergliederungen dafür ein,
dass lesbische und schwule KollegInnen innerhalb der Gewerkschaft und
in den jeweiligen Bildungseinrichtungen in ihrem Kampf um gleiche Rech-
te unterstützt werden.

Die GEW setzt damit die Empfehlungen des 2. Weltkongresses der Bil-
dungsinternationale vom 25. bis 29.07.1998 in Washington um. Im Ein-
zelnen bedeutet dies:

Die GEW unterstützt KollegInnen beim Coming Out.
Die GEW entwickelt mit den Betroffenen z.B. über Personalratsschulun-
gen Bedingungen für ein Betriebsklima, das Lesben und Schwule nicht dis-
kriminiert.
Bei in der GEW stattfindenden „Gender-Trainings“ soll auch der Umgang
mit Unterschieden der sexuellen Orientierung geschult werden.
Die GEW leistet ihren Beitrag zum Schutz gegen Diskriminierung und zur
Überwindung von Homophobie (Homosexuellenfeindlichkeit) hin zu
einem wertschätzenden Umgang mit unterschiedlichen sexuellen Orien-
tierungen.
Lesbische und schwule Lebensweisen werden als notwendige Themen in
der Arbeit der Bildungsgewerkschaft integriert; das schließt auch die
Öffentlichkeits- und Medienarbeit ein.
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Die GEW setzt sich für die Realisierung der EU-Grundrechtecharta (Dis-
kriminierungsverbot) in der Bundesrepublik ein. Sie fordert ein Antidis-
kriminierungsgesetz zur Umsetzung des Art. 13 des Amsterdamer Vertra-
ges. Als Zwischenschritt unterstützt die GEW alle Bemühungen um eine
Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften. Sie setzt sich
bezüglich der Ausgestaltung eines gemeinsamen Sorgerechts für lesbische
und schwule Eltern sowie der rechtlichen Absicherung binationaler Part-
nerschaften ein.

Schutz der Rechte von Lesben und Schwulen im
Erziehungsbereich

Der Zweite Weltkongress der Bildungsinternationale
25. bis 29. Juli 1998,Washington, D.C., USA

Der Zweite Weltkongress der Bildungsinternationale, der vom 25. bis 29.
Juli 1998 in Washington, D.C., USA, stattfindet:

1. Erinnert daran, dass Artikel 2(h) der Satzung der BI als eines seiner
Ziele formuliert: „jegliche Form von Rassismus und Voreingenommenheit
oder Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, des Familienstandes, der
sexuellen Orientierung, des Alters, der Religion, der politischen Meinung,
des sozialen oder wirtschaftlichen Status’ oder nationalen oder ethnischen
Ursprungs in Erziehung und Gesellschaft zu bekämpfen“;

2. Merkt an, dass die Wiener Erklärung und das Aktionsprogramm im
Nachgang zu der UN Konferenz über Menschenrechte erklärt, dass: Men-
schenrechte und fundamentale Freiheiten das Geburtsrecht aller Men-
schen sind; ihr Schutz und ihre Förderung sind die wichtigsten Aufgaben
der Regierungen;
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3. Bestätigt die Wiener Erklärung, die weiter bemerkt: „Alle Menschen-
rechte sind universell, unteilbar und wechselseitig voneinander abhängig
und stehen zueinander in Beziehung. Die internationale Gemeinschaft
muss die Menschenrechte weltweit fair und gleichberechtigt handhaben,
auf der gleichen Grundlage und mit dergleichen Gewichtung: Während
die Bedeutung nationaler und regionaler Besonderheiten und verschiede-
ner historischer, kultureller und religiöser Hintergründe berücksichtigt
werden muss, ist es die Pflicht der Staaten, ungeachtet ihrer politischen,
wirtschaftlichen und kulturellen Systeme, alle Menschenrechte und fun-
damentalen Freiheiten zu fördern und zu schützen“;

4. Beobachtet und verurteilt die Tatsache, dass lesbische und schwule
Lehrer aufgrund ihrer sexuellen Orientierung Diskriminierung und Beläs-
tigungen, einschließlich Gewalt und Missbrauch, ausgesetzt sind.

Der Kongress empfiehlt, dass die BI und ihre Mitgliedsorganisationen:

5. die Menschenrechte aller Lehrer und Schülern verteidigen;

6. deutlich machen, dass Diskriminierung aufgrund sexueller Orientie-
rung eine Verletzung der Menschenrechte darstellt;

7. die Regierungen auf zwischenstaatlicher Ebene auffordern, in Kon-
ventionen, Erklärungen und Stellungnahmen zum Thema Menschenrech-
te darauf hinweisen, dass Diskriminierung aufgrund sexueller Orientierung
eine Verletzung der Menschenrechte darstellt;

8. die Erziehung gegen Vorurteile, Diskriminierung und Belästigung,
auch aufgrund der sexuellen Orientierung, als wichtigen Teil der Rolle des
Lehrers fördern;
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9. sich bei ihren Regierungen dafür einsetzen, ein Anti-Diskriminie-
rungsgesetz und eine Gleichbehandlungspolitik einzuführen, die sich auf
die Rechte von Lehrern und Schülern hinsichtlich ihrer sexuellen Orien-
tierung beziehen; 

10. in ihren internen Abläufen und Organisationen Antidiskriminierungs-
und Gleichbehandlungsrichtlinien hinsichtlich der sexuellen Orientierung
zu schaffen;

11. das Recht von Lehrern fördern, ihre sexuelle Orientierung am Arbeits-
platz nicht verheimlichen zu müssen;

12. Fälle von Diskriminierung und Belästigung aufgrund sexueller Orien-
tierung im Erziehungssektor zu dokumentieren. Solche Fälle schließen die
Verweigerung einer Beförderung, Entlassung, ungerechtfertigte Versetzun-
gen, ungleiche Behandlung bei den Arbeitsbedingungen und Belästigung
oder Gewalt gegen lesbische und schwule Lehrer oder Beschäftigte im
Erziehungsbereich ein.
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Europäische Rechtsgrundlagen

Das europäische Recht setzt den Rahmen für unsere gewerkschaftliche
Arbeit für die Vielfalt menschlicher Lebensgestaltung und gegen die Dis-
kriminierung von Lesben und Schwulen in den bildungspolitischen Inhal-
ten, als Beschäftigte im Bildungswesen als Mitglieder der Gesellschaft. 

Schwerpunkt des Amsterdamer Vertrages vom 1. Mai 1999 ist die Veran-
kerung der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Frauen und
Männern in Bezug auf die Beschäftigungsmöglichkeiten als Grundsatz der
europäischen Politik. Artikel 13 EGV des Vertrages von Amsterdam fordert
außerdem Maßnahmen gegen Diskriminierungen aufgrund der sexuellen
Ausrichtung: „Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses Vertrages
kann der Rat im Rahmen der durch den Vertrag auf die Gemeinschaft
übertragenen Zuständigkeiten auf Vorschlag der Kommission und nach
Anhörung des Europäischen Parlaments einstimmig geeignete Vorkehrun-
gen treffen, um Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechtes, der
Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung,
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu bekämp-
fen.“

Der Rat der Europäischen Union hat in der Richtlinie 2000/78/EG fest-
gelegt, warum und wie die Mitgliedstaaten auf die Verwirklichung der
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf hinzuwirken haben: 
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Richtlinie 2000/78/EG Des Rates
vom 27.November 2000
zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf

DER RAT DER EUR OPÄ ISCHEN UNION –
gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä-
i s chen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 13,

auf Vo r s chlag der Kommission (1) ,

n a ch Stellungnahme des Europäischen Parlaments
(2) ,

n a ch Stellungnahme des Wi r t s chafts- und Sozial-
a u s s chusses (3) ,

n a ch Stellungnahme des Au s s chusses der Re g i o n e n
(4) ,

in Erwägung nachstehender Gründe:

( 1 )
N a ch Artikel 6 Absatz 2 des Vertrags über die Euro-
p ä i s che Union beruht die Europäische Union auf
den Grundsätzen der Freiheit, der De m o k r a t i e , d e r
Achtung der Me n s ch e n r e chte und Grundfreiheiten
sowie der Re ch t s s t a a t l i chkeit; diese Grundsätze sind
allen Mitgliedstaaten gemeinsam. Die Union ach t e t
die Grundrechte, wie sie in der Europäischen Ko n-
vention zum Schutze der Me n s ch e n r e chte und
Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich
aus den gemeinsamen Ve r f a s s u n g s ü b e r l i e f e r u n g e n
der Mitgliedstaaten als allgemeine Grundsätze des
G e m e i n s ch a f t s r e chts ergeben.

( 2 )
Der Grundsatz der Gleichbehandlung von Män-
nern und Frauen wurde in zahlreichen Re ch t sa k t e n
der Gemeinschaft fest verankert, insbesondere in
der Richtlinie 76 / 2 07/E WG des Rates vom 9.
Februar 1976 zur Ve r w i r k l i chung des Grundsa t z e s
der Gleichbehandlung von Männern und Frauen
h i n s i ch t l i ch des Zugangs zur Beschäftigung, zur
Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie
in Bezug auf die Arbeitsbedingungen (5) .

( 3 )
Bei der Anwendung des Grundsatzes der Gleich b e-
handlung ist die Gemeinschaft gemäß Artikel 3
A b satz 2 des EG -Vertrags bemüht, Ungleich h e i t e n
zu beseitigen und die Gleichstellung von Männern
und Frauen zu fördern, zumal Frauen häufig Opfer
m e h r f a cher Diskriminierung sind.

( 4 )
Die Gleichheit aller Me n s chen vor dem Gesetz und
der Schutz vor Diskriminierung ist ein allgemeines
Me n s ch e n r e cht; dieses Re cht wurde in der Allge-
meinen Erklärung der Me n s ch e n r e chte, im VN-
Übereinkommen zur Beseitigung aller Formen der
Diskriminierung von Frauen, im Internationalen
Pakt der VN über bürgerliche und politische Re ch-
te, im Internationalen Pakt der VN über wirtsch a f t-
l i che, soziale und kulturelle Re chte sowie in der
E u r o p ä i s chen Konvention zum Schutze der Me n-
s ch e n r e chte und Grundfreiheiten anerkannt, die
von allen Mitgliedstaaten unterzeichnet wurden.
Das Übereinkommen 111 der Internationalen
A r b e i t s o r ga n i sation untersagt Diskriminierungen in
B e s chäftigung und Beruf.

( 5 )
Es ist wichtig, dass diese Grundrechte und Grund-
freiheiten geachtet werden. Diese Richtlinie berührt
n i cht die Vereinigungsfreiheit, was das Re cht jeder
Person umfasst, zum Schutze ihrer Interessen
G e w e r k s chaften zu gründen und Gewerksch a f t e n
b e i z u t r e t e n .

(6)
In der Gemeinschaftscharta der sozialen Grund-
rechte der Arbeitnehmer wird anerkannt, wie wich-
tig die Bekämpfung jeder Art von Diskriminierung
und geeignete Maßnahmen zur sozialen und wirt -

(1) ABl. C 177 E vom 27.6.2000, S.42.
(2) Stellungnahme vom 12.Oktober 2000 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).
(3) ABl. C 204 vom 18.7.2000, S.82.
(4) ABl. C 226 vom 8.8.2000, S.1.
(5) ABl.L 39 vom 14.2.1976, S.40.



s ch a f t l i chen Eingliederung älterer Me n s chen und
von Me n s chen mit Behinderung sind.

( 7 )
Der EG -Vertrag nennt als eines der Ziele der
G e m e i n s chaft die Förderung der Koordinierung der
B e s chäftigungspolitiken der Mitgliedstaaten. Zu
diesem Zweck wurde in den EG -Vertrag ein neues
B e s ch ä f t i g u n g s kapitel eingefügt, das die Grundlage
bildet für die Entwicklung einer koordinierten
B e s chäftigungsstrategie und für die Förderung der
Qualifizierung, Ausbildung und Anpassungsfähig-
keit der Arbeitnehmer.

( 8 )
In den vom Europäischen Rat auf seiner Tagung am
10. und 11. Dezember 1999 in Helsinki vereinbar-
ten besch ä f t i g u n g s p o l i t i s chen Leitlinien für 2000
wird die Notwendigkeit unterstrichen, einen
Arbeitsmarkt zu schaffen, der die soziale Eingliede-
rung fördert, indem ein ganzes Bündel aufeinander
abgestimmter Maßnahmen getroffen wird, die dar-
auf abstellen, die Diskriminierung von benach t e i l i g-
ten Gruppen, wie den Me n s chen mit Behinderung,
zu bekämpfen. Ferner wird betont, dass der Unter-
stützung älterer Arbeitnehmer mit dem Ziel der
Erhöhung ihres Anteils an der Erwerbsbevölkerung
besondere Au f m e r k samkeit gebührt.

( 9 )
B e s chäftigung und Beruf sind Bereiche, die für die
Gewährleistung gleicher Chancen für alle und für
eine volle Teilhabe der Bürger am wirtsch a f t l i ch e n ,
kulturellen und sozialen Leben sowie für die indivi-
duelle Entfaltung von entscheidender Bedeutung
s i n d .

(10) 
Der Rat hat am 29. Juni 2000 die Richtlinie 2000/
4 3 /EG (1) zur Anwendung des Gleich b e h a n d l u n g s-
g r u n d satzes ohne Unterschied der Rasse oder der
e t h n i s chen Herkunft angenommen, die bereits
einen Schutz vor solchen Diskriminierungen in
B e s chäftigung und Beruf gewährleistet.

(11) 
Diskriminierungen wegen der Religion oder der
We l t a n s chauung, einer Behinderung, des Alters
oder der sexuellen Au s r i chtung können die Ve r-
w i r k l i chung der im EG -Vertrag festgelegten Ziele

unterminieren, insbesondere die Erreichung eines
hohen Beschäftigungsniveaus und eines hohen
Maßes an sozialem Schutz, die Hebung des Lebens-
standards und der Lebensqualität, den wirtsch a f t-
l i chen und sozialen Zusammenhalt, die Solidarität
sowie die Freizügigkeit.

( 1 2 )
Daher sollte jede unmittelbare oder mittelbare Di s-
kriminierung wegen der Religion oder der We l t a n-
s chauung, einer Behinderung, des Alters oder der
sexuellen Au s r i chtung in den von der Rich t l i n i e
a b g e d e ckten Bereichen gemeinschaftsweit untersa g t
werden. Dieses Diskriminierungsverbot sollte auch
für Staatsangehörige dritter Länder gelten, betrifft
j e d o ch nicht die Ungleichbehandlungen aus Grün-
den der Staatsangehörigkeit und lässt die Vo r s ch r i f-
ten über die Einreise und den Aufenthalt von
S t a a t sangehörigen dritter Länder und ihren Zuga n g
zu Beschäftigung und Beruf unberührt.

( 1 3 )
Diese Richtlinie findet weder Anwendung auf die
S o z i a l v e r s i cherungs- und Sozialsch u t z s y s t e m e ,
deren Leistungen nicht einem Arbeitsentgelt in
dem Sinne gleichgestellt werden, der diesem Begriff
für die Anwendung des Artikels 141 des EG -Ve r-
trags gegeben wurde, noch auf Vergütungen jeder
Art seitens des Staates, die den Zugang zu einer
B e s chäftigung oder die Au f r e chterhaltung eines
B e s chäftigungsverhältnisses zum Ziel haben.

( 1 4 )
Diese Richtlinie berührt nicht die einzelstaatlich e n
Bestimmungen über die Festsetzung der Altersgren-
zen für den Eintritt in den Ruhestand. 

( 1 5 )
Die Beurteilung von Tatbeständen, die auf eine
unmittelbare oder mittelbare Di s k r i m i n i e r u n g
s chließen lassen, obliegt den einzelstaatlich e n
g e r i ch t l i chen Instanzen oder anderen zuständigen
Stellen nach den einzelstaatlichen Re ch t s v o r s ch r i f-
ten oder Gepflogenheiten; in diesen einzelstaat-
l i chen Vo r s chriften kann insbesondere vorgesehen
sein, dass mittelbare Diskriminierung mit allen Mit-
teln, einsch l i e ß l i ch statistischer Beweise, festzustel-
len ist.

(16)
Maßnahmen, die darauf abstellen, den Bedürfnis-
sen von Menschen mit Behinderung am Arbeits-
platz Rechnung zu tragen, spielen eine wichtige
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Rolle bei der Bekämpfung von Diskriminierungen
wegen einer Behinderung.

(17)
Mit dieser Richtlinie wird unbeschadet der Ver-
pflichtung, für Menschen mit Behinderung ange-
messene Vorkehrungen zu treffen, nicht die Ein-
stellung, der berufliche Aufstieg, die We i t e r b e s ch ä f-
t i g u n g oder die Teilnahme an Aus-und Weiterbil-
dungsmaßnahmen einer Person vorgeschrieben,
wenn diese Person für die Erfüllung der wesent-
lichen Funktionen des Arbeitsplatzes oder zur
Absolvierung einer bestimmten Ausbildung nicht
kompetent, fähig oder verfügbar ist.

(18)
Insbesondere darf mit dieser Richtlinie den Streit-
kräften sowie der Polizei, den Haftanstalten oder
den Notfalldiensten unter Berücksichtigung des
rechtmäßigen Ziels, die Einsatzbereitschaft dieser
Dienste zu wahren, nicht zur Auflage gemacht wer-
den, Personen einzustellen oder weiter zu beschäf-
tigen, die nicht den jeweiligen Anforderungen ent-
sprechen, um sämtliche Aufgaben zu erfüllen, die
ihnen übertragen werden können.

(19)
Ferner können die Mitgliedstaaten zur Sicherung
der Schlagkraft ihrer Streitkräfte sich dafür ent-
scheiden, dass die eine Behinderung und das Alter
betreffenden Bestimmungen dieser Richtlinie auf
alle Streitkräfte oder einen Teil ihrer Streitkräfte
keine Anwendung finden. Die Mitgliedstaaten, die
eine derartige Entscheidung treffen, müssen den
A n w e n d u n g s b e r e i ch dieser Au s n a h m e r e g e l u n g
festlegen.

(20)
Es sollten geeignete Maßnahmen vorgesehen wer-
den, d.h.wirksame und praktikable Maßnahmen,
um den Arbeitsplatz der Behinderung entspre-
chend einzurichten, z.B. durch eine entsprechende
Gestaltung der Räumlichkeiten oder eine Anpas-
sung des Arbeitsgeräts, des Arbeitsrhythmus, der
Aufgabenverteilung oder des Angebots an Ausbil-
dungs- und Einarbeitungsmaßnahmen.

(21)
Bei der Prüfung der Frage, ob diese Maßnahmen
zu übermäßigen Belastungen führen, sollten ins-
besondere der mit ihnen verbundene finanzielle
und sonstige Aufwand sowie die Größe, die finan-
ziellen Ressourcen und der Gesamtumsatz der

Organisation oder des Unternehmens und die Ver-
fügbarkeit von öffentlichen Mitteln oder anderen
Unterstützungsmöglichkeiten berücksichtigt wer-
den.

(22)
Diese Richtlinie lässt die einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften über den Familienstand und davon
abhängige Leistungen unberührt. 

(23)
Unter sehr begrenzten Bedingungen kann eine
unterschiedliche Behandlung gerechtfertigt sein,
wenn ein Merkmal, das mit der Religion oder
Weltanschauung, einer Behinderung, dem Alter
oder der sexuellen Ausrichtung zusammenhängt,
eine wesentliche und entscheidende berufliche
Anforderung darstellt, sofern es sich um einen
rechtmäßigen Zweck und eine angemessene Anfor-
derung handelt. Diese Bedingungen sollten in die
Informationen aufgenommen werden, die die Mit-
gliedstaaten der Kommission übermitteln.

(24)
Die Europäische Union hat in ihrer der Schlussak-
te zum Vertrag von Amsterdam beigefügten Erklä-
rung Nr. 11 zum Status der Kirchen und weltan-
s ch a u l i chen Gemeinschaften ausdrück l i ch aner-
kannt, dass sie den Status, den Kirchen und religi -
öse Vereinigungen oder Gemeinschaften in den
Mitgliedstaaten nach deren Re ch t s v o r s ch r i f t e n
genießen, achtet und ihn nicht beeinträchtigt und
dass dies in gleicher Weise für den Status von welt-
anschaulichen Gemeinschaften gilt. Die Mitglied-
staaten können in dieser Hinsicht spezifisch e
Bestimmungen über die wesentlichen, rechtmäßi-
gen und gerechtfertigten beruflichen Anforderun-
gen beibehalten oder vorsehen, die Voraussetzung
für die Ausübung einer diesbezüglichen beruf-
lichen Tätigkeit sein können.

(25)
Das Verbot der Diskriminierung wegen des Alters
stellt ein wesentliches Element zur Erreichung der
Ziele der beschäftigungspolitischen Leitlinien und
zur Förderung der Vielfalt im Bereich der Beschäf-
tigung dar. Ungleichbehandlungen wegen des
Alters können unter bestimmten Umständen
jedoch gerechtfertigt sein und erfordern daher
besondere Bestimmungen, die je nach der Situa-
tion der Mitgliedstaaten unterschiedlich sein kön-
nen. Es ist daher unbedingt zu unterscheiden zwi -
schen einer Ungleichbehandlung, die insbesonde-
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re durch rechtmäßige Ziele im Bereich der Beschäf-
tigungspolitik, des Arbeitsmarktes und der beruf-
lichen Bildung gerechtfertigt ist, und einer Diskri-
minierung, die zu verbieten ist.

(26)
Das Diskriminierungsverbot sollte nicht der Bei-
behaltung oder dem Erlass von Maßnahmen ent-
gegenstehen, mit denen bezweckt wird, Benachtei-
ligungen von Personen mit einer bestimmten Reli-
gion oder We l t a n s chauung, einer bestimmten
Behinderung, einem bestimmten Alter oder einer
bestimmten sexuellen Ausrichtung zu verhindern
oder auszugleichen, und diese Maßnahmen kön-
nen die Einrichtung und Beibehaltung von Orga-
nisationen von Personen mit einer bestimmten
Religion oder Weltanschauung, einer bestimmten
Behinderung, einem bestimmten Alter oder einer
bestimmten sexuellen Ausrichtung zulassen, wenn
deren Zweck hauptsä ch l i ch darin besteht, die
besonderen Bedürfnisse dieser Personen zu för-
dern.

(27)
Der Rat hat in seiner Empfehlung 86/379/EWG
vom 24. Juli 1986 (1) zur Beschäftigung von Behin-
derten in der Gemeinschaft einen Orientierungs-
rahmen festgelegt, der Beispiele für positive Aktio-
nen für die Beschäftigung und Berufsbildung von
Menschen mit Behinderung anführt; in seiner Ent-
schließung vom 17. Juni 1999 betreffend gleiche
Beschäftigungschancen für behinderte Menschen
(2) hat er bekräftigt, dass es wichtig ist, insbeson-
dere der Einstellung, der Aufrechterhaltung des
Beschäftigungsverhältnisses sowie der beruflichen
Bildung und dem lebensbegleitenden Lernen von
Menschen mit Behinderung besondere Aufmerk-
samkeit zu widmen.

(28)
In dieser Richtlinie werden Mindestanforderungen
festgelegt; es steht den Mitgliedstaaten somit frei,
günstigere Vorschriften einzuführen oder beizube-
halten. Die Umsetzung dieser Richtlinie darf nicht
eine Absenkung des in den Mitgliedstaaten bereits
bestehenden Schutzniveaus rechtfertigen.

(29)
Opfer von Diskriminierungen wegen der Religion
oder We l t a n s chauung, einer Behinderung, des
Alters oder der sexuellen Ausrichtung sollten über
einen angemessenen Rechtsschutz verfügen. Um
einen effektiveren Schutz zu gewährleisten, sollte
auch die Möglichkeit bestehen, dass sich Verbände
oder andere juristische Personen unbeschadet der
nationalen Verfahrensordnung bezüglich der Ver-
tretung und Verteidigung vor Gericht bei einem
entsprechenden Beschluss der Mitgliedstaaten im
Namen eines Opfers oder zu seiner Unterstützung
an einem Verfahren beteiligen.

(30)
Die effektive Anwendung des Gleichheitsgrundsat-
zes erfordert einen angemessenen Schutz vor Vik-
timisierung.

(31)
Eine Änderung der Regeln für die Beweislast ist
geboten, wenn ein glaubhafter Anschein einer
Diskriminierung besteht. Zur wirksamen Anwen-
dung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ist eine
Verlagerung der Beweislast auf die beklagte Partei
erforderlich, wenn eine solche Diskriminierung
n a chgewiesen ist. Allerdings obliegt es dem
Beklagten nicht, nachzuweisen, dass der Kläger
einer bestimmten Religion angehört, eine
bestimmte Weltanschauung hat, eine bestimmte
Behinderung aufweist, ein bestimmtes Alter oder
eine bestimmte sexuelle Ausrichtung hat.

(32)
Die Mitgliedstaaten können davon absehen, die
Regeln für die Beweislastverteilung auf Verfahren
anzuwenden, in denen die Ermittlung des Sach-
verhalts dem Gericht oder der zuständigen Stelle
obliegt. Dies betrifft Verfahren, in denen die kla-
gende Partei den Beweis des Sachverhalts, dessen
Ermittlung dem Gericht oder der zuständigen Stel-
le obliegt, nicht anzutreten braucht.

(33)
Die Mitgliedstaaten sollten den Dialog zwischen
den Sozialpartnern und im Rahmen der einzel-
staatlichen Gepflogenheiten mit Nichtregierungs-
organisationen mit dem Ziel fördern, gegen die
verschiedenen Formen von Diskriminierung am
Arbeitsplatz anzugehen und diese zu bekämpfen.

(34)
In Anbetracht der Notwendigkeit, den Frieden
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und die Aussöhnung zwischen den wichtigsten
Gemeinschaften in Nordirland zu fördern, sollten
in diese Richtlinie besondere Bestimmungen auf-
genommen werden.

(35)
Die Mitgliedstaaten sollten wirksame, verhältnis-
mäßige und abschreckende Sanktionen für den
Fall vorsehen, dass gegen die aus dieser Richtlinie
erwachsenden Verpflichtungen verstoßen wird.

(36)
Die Mitgliedstaaten können den Sozialpartnern
auf deren gemeinsamen Antrag die Durchführung
der Bestimmungen dieser Richtlinie übertragen,
die in den Anwendungsbereich von Tarifverträgen
fallen, sofern sie alle erforderlichen Maßnahmen
treffen, um jederzeit gewährleisten zu können,
dass die durch diese Richtlinie vorgeschriebenen
Ergebnisse erzielt werden.

(37)
Im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip nach
Artikel 5 des EG-Vertrags kann das Ziel dieser
Richtlinie, nämlich die Schaffung gleicher Aus-
gangsbedingungen in der Gemeinschaft bezüglich
der Gleichbehandlung in Beschäftigung und
Beruf, auf der Ebene der Mitgliedstaaten nicht aus-
reichend erreicht werden und kann daher wegen
des Umfangs und der Wirkung der Maßnahme
besser auf Gemeinschaftsebene verwirklicht wer-
den. Im Einklang mit dem Verhältnismäßigkeits-
prinzip nach jenem Artikel geht diese Richtlinie
nicht über das für die Erreichung dieses Ziels erfor-
derliche Maß hinaus —

HAT FOLGENDE RICHTlINIE ERLASSEN:

KAPITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Zweck

Zweck dieser Richtlinie ist die Schaffung eines all-
gemeinen Rahmens zur Bekämpfung der Diskri-
minierung wegen der Religion oder der Weltan-
schauung, einer Behinderung, des Alters oder der
sexuellen Ausrichtung in Beschäftigung und Beruf
im Hinblick auf die Verwirklichung des Grundsat-
zes der Gleichbehandlung in den Mitgliedstaaten.

Artikel 2
Der Begriff „Diskriminierung“

(1)
Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet „Gleichbe-
handlungsgrundsatz“, dass es keine unmittelbare
oder mittelbare Diskriminierung wegen eines der
in Artikel 1 genannten Gründe geben darf.

(2) 
Im Sinne des Absatzes 1

a) liegt eine unmittelbare Diskriminierung vor,
wenn eine Person wegen eines der in Artikel 1
genannten Gründe in einer vergleichbaren Situa-
tion eine weniger günstige Behandlung erfährt, als
eine andere Person erfährt, erfahren hat oder erfah-
ren würde; 

b) liegt eine mittelbare Diskriminierung vor, wenn
dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Krite-
rien oder Verfahren Personen mit einer bestimm-
ten Religion oder Weltanschauung, einer bestimm-
ten Behinderung, eines bestimmten Alters oder
mit einer bestimmten sexuellen Au s r i ch t u n g
gegenüber anderen Personen in besonderer Weise
benachteiligen können, es sei denn:

i) diese Vo r s chriften, Kriterien oder Ve r f a h r e n
sind durch ein rechtmäßiges Ziel sa ch l i ch gerech t-
fertigt, und die Mittel sind zur Erreichung dieses
Ziels angemessen und erforderlich, oder 
ii) der Arbeitgeber oder jede Person oder Orga-
nisation, auf die diese Richtlinie Anwendung
findet, ist im Falle von Personen mit einer
bestimmten Behinderung aufgrund des einzel-
staatlichen Rechts verpflichtet, geeignete Maß-
nahmen entsprechend den in Artikel 5 enthalte -
nen Grundsätzen vorzusehen, um die sich durch
diese Vorschrift, dieses Kriterium oder dieses
Verfahren ergebenden Nachteile zu beseitigen.

(3)
Unerwünschte Verhaltensweisen, die mit einem
der Gründe nach Artikel 1 in Zusammenhang ste-
hen und bezwecken oder bewirken, dass die
Würde der betreffenden Person verletzt und ein
von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedri-
gungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen
gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird, sind
Belästigungen, die als Diskriminierung im Sinne
von Absatz 1 gelten. In diesem Zusammenhang
können die Mitgliedstaaten den Begriff „Belästi-
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gung“ im Einklang mit den einzelstaatlichen Re ch t s-
v o r s chriften und Gepflogenheiten definieren.

( 4 )
Die Anweisung zur Diskriminierung einer Pe r s o n
wegen eines der Gründe nach Artikel 1 gilt als Di s-
kriminierung im Sinne des Absatzes 1.

( 5 )
Diese Richtlinie berührt nicht die im einzelstaat-
l i chen Re cht vorgesehenen Maßnahmen, die in
einer demokratischen Gesellschaft für die Gewähr-
leistung der öffentlichen Sicherheit, die Ve r t e i d i-
gung der Ordnung und die Verhütung von Straf-
taten, zum Schutz der Gesundheit und zum Sch u t z
der Re chte und Freiheiten anderer notwendig sind.

A rt i kel 3
G e l t u n g s b e re i c h

( 1 )
Im Rahmen der auf die Gemeinschaft übertragenen
Zuständigkeiten gilt diese Richtlinie für alle Pe r s o-
nen in öffentlichen und privaten Bereichen, ein-
s ch l i e ß l i ch öffentlicher Stellen, in Bezug auf

a) die Bedingungen — einsch l i e ß l i ch Au s w a h l k r i-
terien und Einstellungsbedingungen — für den
Z u gang zu unselbständiger und selbständiger
Erwerbstätigkeit, unabhängig von Tä t i g k e i t s f e l d
und beruflicher Position, einsch l i e ß l i ch des beruf-
l i chen Au f s t i e g s ;
b) den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen
der Berufsberatung, der Berufsausbildung, der
b e r u f l i chen Weiterbildung und der Umsch u l u n g ,
e i n s ch l i e ß l i ch der praktischen Berufserfahrung;
c) die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen,
e i n s ch l i e ß l i ch der Entlassungsbedingungen und
des Arbeitsentgelts; 
d) die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer
Arbeitnehmer- oder Arbeitgeberorga n i sation oder
einer Orga n i sation, deren Mitglieder einer
bestimmten Berufsgruppe angehören, einsch l i e ß-
l i ch der Inanspruchnahme der Leistungen solch e r
O r ga n i sa t i o n e n .

( 2 )
Diese Richtlinie betrifft nicht untersch i e d l i ch e
Behandlungen aus Gründen der Staatsa n g e h ö r i g-
keit und berührt nicht die Vo r s chriften und Bedin-
gungen für die Einreise von Staatsangehörigen drit-
ter Länder oder staatenlosen Personen in das
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten oder deren Au f-

enthalt in diesem Hoheitsgebiet sowie eine Behand-
lung, die sich aus der Re chtsstellung von Staatsa n-
gehörigen dritter Länder oder staatenlosen Pe r s o-
nen ergibt.

( 3 )
Diese Richtlinie gilt nicht für Leistungen jeder Art
seitens der staatlichen Systeme oder der damit
g l e i chgestellten Systeme einsch l i e ß l i ch der staat-
l i chen Systeme der sozialen Sicherheit oder des
sozialen Sch u t z e s .

( 4 )
Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass diese
R i chtlinie hinsich t l i ch von Di s k r i m i n i e r u n g e n
wegen einer Behinderung und des Alters nicht für
die Streitkräfte gilt.

A rt i kel 4
Berufliche A n f o rd e r u n g e n

( 1 )
U n g e a chtet des Artikels 2 Absätze 1 und 2 können
die Mitgliedstaaten vorsehen, dass eine Ungleich b e-
handlung wegen eines Merkmals, das im
Z u sammenhang mit einem der in Artikel 1 genann-
ten Diskriminierungsgründe steht, keine Di s k r i m i-
nierung darstellt, wenn das betreffende Me r k m a l
aufgrund der Art einer bestimmten beruflich e n
Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer Au s ü b u n g
eine wesentliche und entscheidende beruflich e
Anforderung darstellt, sofern es sich um einen
r e chtmäßigen Zweck und eine angemessene Anfor-
derung handelt.

( 2 )
Die Mitgliedstaaten können in Bezug auf beruflich e
Tätigkeiten innerhalb von Kirchen und anderen
ö f f e n t l i chen oder privaten Orga n i sationen, deren
Ethos auf religiösen Grundsätzen oder We l t a n-
s chauungen beruht, Bestimmungen in ihren zum
Zeitpunkt der Annahme dieser Richtlinie geltenden
Re ch t s v o r s chriften beibehalten oder in künftigen
Re ch t s v o r s chriften Bestimmungen vorsehen, die
zum Zeitpunkt der Annahme dieser Rich t l i n i e
bestehende einzelstaatliche Gepflogenheiten wider-
spiegeln und wonach eine Ungleich b e h a n d l u n g
wegen der Religion oder We l t a n s chauung einer Pe r-
son keine Diskriminierung darstellt, wenn die Re l i-
gion oder die We l t a n s chauung dieser Person nach
der Art dieser Tätigkeiten oder der Umstände ihrer
Ausübung eine wesentliche, rechtmäßige und
g e r e chtfertigte berufliche Anforderung angesich t s
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des Ethos der Orga n i sation darstellt. Eine solch e
U n g l e i chbehandlung muss die verfassungsrech t-
l i chen Bestimmungen und Grundsätze der Mit-
gliedstaaten sowie die allgemeinen Grundsätze des
G e m e i n s ch a f t s r e chts beachten und rech t f e r t i g t
keine Diskriminierung aus einem anderen Grund.
Sofern die Bestimmungen dieser Richtlinie im übri-
gen eingehalten werden, können die Kirchen und
anderen öffentlichen oder privaten Orga n i sa t i o n e n ,
deren Ethos auf religiösen Grundsätzen oder We l t-
a n s chauungen beruht, im Einklang mit den einzel-
s t a a t l i chen verfassungsrech t l i chen Bestimmungen
und Re ch t s v o r s chriften von den für sie arbeitenden
Personen verlangen, dass sie sich loyal und aufrich-
tig im Sinne des Ethos der Orga n i sation verhalten.

A rt i kel 5
Angemessene Vo r kehrungen für Menschen mit
B e h i n d e r u n g

Um die Anwendung des Gleich b e h a n d l u n g s g r u n d-
satzes auf Me n s chen mit Behinderung zu gewähr-
leisten, sind angemessene Vorkehrungen zu treffen.
Das bedeutet, dass der Arbeitgeber die geeigneten
und im konkreten Fall erforderlichen Maßnahmen
ergreift, um den Me n s chen mit Behinderung den
Z u gang zur Beschäftigung, die Ausübung eines
Berufes, den beruflichen Aufstieg und die Te i l n a h-
me an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen zu
e r m ö g l i chen, es sei denn, diese Maßnahmen wür-
den den Arbeitgeber unverhältnismäßig belasten.
Diese Belastung ist nicht unverhältnismäßig, wenn
sie durch geltende Maßnahmen im Rahmen der
Behindertenpolitik des Mitgliedstaates ausreich e n d
kompensiert wird.

A rt i kel 6
G e re c h t f e rtigte Ungleichbehandlung wegen des
A l t e rs

( 1 )
U n g e a chtet des Artikels 2 Absatz 2 können die Mit-
gliedstaaten vorsehen, dass Ungleich b e h a n d l u n g e n
wegen des Alters keine Diskriminierung darstellen,
sofern sie objektiv und angemessen sind und im
Rahmen des nationalen Re chts durch ein legitimes
Ziel, worunter insbesondere rechtmäßige Ziele aus
den Bereichen Beschäftigungspolitik, Arbeitsmarkt
und berufliche Bildung zu verstehen sind, gerech t-
fertigt sind und die Mittel zur Erreichung dieses
Ziels angemessen und erforderlich sind. De r a r t i g e
U n g l e i chbehandlungen können insbesondere Fo l-
gendes einsch l i e ß e n :

a) die Festlegung besonderer Bedingungen für
den Zugang zur Beschäftigung und zur beruf-
l i chen Bildung sowie besonderer Besch ä f t i g u n g s -
und Arbeitsbedingungen, einsch l i e ß l i ch der
Bedingungen für Entlassung und Entlohnung,
um die berufliche Eingliederung von Ju g e n d-
l i chen, älteren Arbeitnehmern und Personen mit
F ü r s o r g e p f l i chten zu fördern oder ihren Sch u t z
s i ch e r z u s t e l l e n ;
b) die Festlegung von Mindestanforderungen an
das Alter, die Berufserfahrung oder das Di e n s t a l-
ter für den Zugang zur Beschäftigung oder für
bestimmte mit der Beschäftigung verbundene
Vo r t e i l e ;
c) die Festsetzung eines Höchstalters für die Ein-
stellung aufgrund der spezifischen Au s b i l d u n g s-
anforderungen eines bestimmten Arbeitsplatzes
oder aufgrund der Notwendigkeit einer angemes-
senen Beschäftigungszeit vor dem Eintritt in den
Ru h e s t a n d .

( 2 )
U n g e a chtet des Artikels 2 Absatz 2 können die Mit-
gliedstaaten vorsehen, dass bei den betrieblich e n
Systemen der sozialen Sicherheit die Fe s t s e t z u n g
von Altersgrenzen als Voraussetzung für die Mit-
g l i e d s chaft oder den Bezug von Altersrente oder
von Leistungen bei Invalidität einsch l i e ß l i ch der
Festsetzung untersch i e d l i cher Altersgrenzen im
Rahmen dieser Systeme für bestimmte Besch ä f t i g t e
oder Gruppen bzw. Kategorien von Besch ä f t i g t e n
und die Verwendung im Rahmen dieser Systeme
von Alterskriterien für versich e r u n g s m a t h e m a t i s ch e
B e r e chnungen keine Diskriminierung wegen des
Alters darstellt, solange dies nicht zu Di s k r i m i n i e-
rungen wegen des Gesch l e chts führt.

Artikel 7
Positive und spezifische Maßnahmen

(1)
Der Gleichbehandlungsgrundsatz hindert die Mit-
gliedstaaten nicht daran, zur Gewährleistung der
völligen Gleichstellung im Berufsleben spezifische
Maßnahmen beizubehalten oder einzuführen, mit
denen Benachteiligungen wegen eines in Artikel 1
genannten Diskriminierungsgrunds verhindert oder
a u s g e g l i chen werden.

( 2 )
Im Falle von Me n s chen mit Behinderung steht der
G l e i ch b e h a n d l u n g s g r u n d satz weder dem Re cht der
Mitgliedstaaten entgegen, Bestimmungen zum
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S chutz der Gesundheit und der Sicherheit am
Arbeitsplatz beizubehalten oder zu erlassen, noch
steht er Maßnahmen entgegen, mit denen Bestim-
mungen oder Vorkehrungen eingeführt oder beibe-
halten werden sollen, die einer Eingliederung von
Me n s chen mit Behinderung in die Arbeitswelt die-
nen oder diese Eingliederung fördern.

A rt i kel 8
M i n d e s t a n f o rd e r u n g e n

(1) 
Die Mitgliedstaaten können Vo r s chriften einführen
oder beibehalten, die im Hinblick auf die Wa h r u n g
des Gleich b e h a n d l u n g s g r u n d satzes günstiger als die
in dieser Richtlinie vorgesehenen Vo r s chriften sind.

( 2 )
Die Umsetzung dieser Richtlinie darf keinesfalls als
Re chtfertigung für eine Absenkung des von den
Mitgliedstaaten bereits garantierten allgemeinen
S chutzniveaus in Bezug auf Diskriminierungen in
den von der Richtlinie abgedeckten Bereich e n
benutzt werden.

KA PI T EL II

RECHTSBEHELFE UND 
R E C H T S D U R C H S E T Z U N G

A rt i kel 9
R e c h t s s c h u t z

( 1 )
Die Mitgliedstaaten stellen sich e r, dass alle Pe r s o-
nen, die sich durch die Nichtanwendung des
G l e i ch b e h a n d l u n g s g r u n d satzes in ihren Re ch t e n
für verletzt halten, ihre Ansprüche aus dieser Rich t-
linie auf dem Gerichts- und/oder Ve r w a l t u n g s w e g
sowie, wenn die Mitgliedstaaten es für angezeigt
halten, in Sch l i chtungsverfahren geltend mach e n
können, selbst wenn das Verhältnis, während dessen
die Diskriminierung vorgekommen sein soll, bereits
beendet ist.

( 2 )
Die Mitgliedstaaten stellen sich e r, dass Ve r b ä n d e ,
O r ga n i sationen oder andere juristische Pe r s o n e n ,
die gemäß den in ihrem einzelstaatlichen Re ch t
festgelegten Kriterien ein rechtmäßiges Interesse
daran haben, für die Einhaltung der Bestimmungen
dieser Richtlinie zu sorgen, sich entweder im
Namen der beschwerten Person oder zu deren

Unterstützung und mit deren Einwilligung an den
in dieser Richtlinie zur Du r chsetzung der Ansprü-
che vorgesehenen Gerichts- und/oder Ve r w a l t u n g s-
verfahren beteiligen können.

( 3 )
Die Absätze 1 und 2 lassen einzelstaatliche Re g e-
lungen über Fristen für die Re chtsverfolgung betref-
fend den Gleich b e h a n d l u n g s g r u n d satz unberührt.

A rt i kel 10
B ew e i s l a s t

( 1 )
Die Mitgliedstaaten ergreifen im Einklang mit
ihrem nationalen Gerichtswesen die erforderlich e n
Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass immer
dann, wenn Personen, die sich durch die Nich t a n-
wendung des Gleich b e h a n d l u n g s g r u n d satzes für
verletzt halten und bei einem Gericht oder einer
anderen zuständigen Stelle Ta t sa chen glaubhaft
m a chen, die das Vorliegen einer unmittelbaren oder
mittelbaren Diskriminierung vermuten lassen, es
dem Beklagten obliegt zu beweisen, dass keine Ve r-
letzung des Gleich b e h a n d l u n g s g r u n d satzes vorgele-
gen hat.

(2) Absatz 1 lässt das Re cht der Mitgliedstaaten,
eine für den Kläger günstigere Beweislastregelung
vorzusehen, unberührt.

(3) 
A b satz 1 gilt nicht für Strafverfahren.

( 4 )
Die Absätze 1, 2 und 3 gelten auch für Ve r f a h r e n
gemäß Artikel 9 Absatz 2.

( 5 )
Die Mitgliedstaaten können davon absehen, Absa t z
1 auf Verfahren anzuwenden, in denen die Ermitt-
lung des Sachverhalts dem Gericht oder der zustän-
digen Stelle obliegt.

A rt i kel 11
V i k t i m i s i e r u n g

Die Mitgliedstaaten treffen im Rahmen ihrer natio-
nalen Re chtsordnung die erforderlichen Maßnah-
men, um die Arbeitnehmer vor Entlassung oder
anderen Benachteiligungen durch den Arbeitgeber
zu schützen, die als Reaktion auf eine Besch w e r d e
innerhalb des betreffenden Unternehmens oder auf
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die Einleitung eines Verfahrens zur Du r ch s e t z u n g
des Gleich b e h a n d l u n g s g r u n d satzes erfolgen.

A rt i kel 12
U n t e r r i c h t u n g

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die
gemäß dieser Richtlinie getroffenen Maßnahmen
sowie die bereits geltenden einschlägigen Vo r s ch r i f-
ten allen Betroffenen in geeigneter Form, zum Bei-
spiel am Arbeitsplatz, in ihrem Ho h e i t s g e b i e t
b e kannt gemacht werden.

A rt i kel 13
Sozialer Dialog

( 1 )
Die Mitgliedstaaten treffen im Einklang mit den
e i n z e l s t a a t l i chen Gepflogenheiten und Ve r f a h r e n
geeignete Maßnahmen zur Förderung des sozialen
Dialogs zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern
mit dem Ziel, die Ve r w i r k l i chung des Gleich b e-
h a n d l u n g s g r u n d satzes durch Überwachung der
b e t r i e b l i chen Praxis, durch Tarifverträge, Ve r h a l t e n s-
kodizes, Fo r s ch u n g sarbeiten oder durch einen Au s-
t a u s ch von Erfahrungen und bewährten Ve r f a h r e n ,
v o r a n z u b r i n g e n .

( 2 )
Soweit vereinbar mit den einzelstaatlichen Gepflo-
genheiten und Verfahren, fordern die Mitgliedstaa-
ten Arbeitgeber und Arbeitnehmer ohne Eingriff in
deren Autonomie auf, auf geeigneter Ebene Anti-
diskriminierungsvereinbarungen zu schließen, die
die in Artikel 3 genannten Bereiche betreffen,
soweit diese in den Ve r a n t w o r t u n g s b e r e i ch der
Tarifparteien fallen. Die Vereinbarungen müssen
den in dieser Richtlinie sowie den in den einsch l ä-
gigen nationalen Du r ch f ü h r u n g s b e s t i m m u n g e n
festgelegten Mindestanforderungen entsprech e n .

Artikel 14
Dialog mit Nichtregierungsorganisationen

Die Mitgliedstaaten fördern den Dialog mit den
jeweiligen Nich t r e g i e r u n g s o r ga n i sationen, die
gemäß den einzelstaatlichen Re ch t s v o r s ch r i f t e n
und Gepflogenheiten ein rechtmäßiges Interesse
daran haben, sich an der Bekämpfung von Diskri-
minierung wegen eines der in Artikel 1 genannten
Gründe zu beteiligen, um die Einhaltung des
Grundsatzes der Gleichbehandlung zu fördern.

KAPITEL I II

BESONDERE BESTIMMUNGEN

Artikel 15
Nordirland

(1)
Angesichts des Problems, dass eine der wichtigsten
Religionsgemeinschaften Nordirlands im dortigen
Polizeidienst unterrepräsentiert ist, gilt die unter-
schiedliche Behandlung bei der Einstellung der
Bediensteten dieses Dienstes — auch von Hilfsper-
sonal — nicht als Diskriminierung, sofern diese
unterschiedliche Behandlung gemäß den einzel-
staatlichen Rechtsvorschriften ausdrücklich gestat-
tet ist.

(2)
Um eine Ausgewogenheit der Beschäftigungsmög-
lichkeiten für Lehrkräfte in Nordirland zu gewähr-
leisten und zugleich einen Beitrag zur Überwin-
dung der historischen Gegensätze zwischen den
wichtigsten Religionsgemeinschaften Nordirlands
zu leisten, finden die Bestimmungen dieser Richt-
linie über Religion oder Weltanschauung keine
Anwendung auf die Einstellung von Lehrkräften
in Schulen Nordirlands, sofern dies gemäß den
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften ausdrücklich
gestattet ist.

KAPITEL IV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 16
Einhaltung

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlich e n
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass 

a) die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die
dem Gleich b e h a n d l u n g s g r u n d satz zuwiderlaufen,
aufgehoben werden;
b) die mit dem Gleich b e h a n d l u n g s g r u n d sa t z
n i cht zu vereinbarenden Bestimmungen in
Arbeits- und Tarifverträgen, Betriebsordnungen
und Statuten der freien Berufe und der Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmerorga n i sationen für nich t i g
erklärt werden oder erklärt werden können oder
geändert werden.

61



A rt i kel 17
S a n k t i o n e n

Die Mitgliedstaaten legen die Sanktionen fest, die
bei einem Verstoß gegen die einzelstaatlichen Vo r-
s chriften zur Anwendung dieser Richtlinie zu ver-
hängen sind, und treffen alle erforderlichen Maß-
nahmen, um deren Du r chführung zu gewährleis-
ten. Die Sanktionen, die auch Sch a d e n e r sa t z l e i s-
tungen an die Opfer umfassen können, müssen
w i r k sam, verhältnismäßig und absch r e ckend sein.
Die Mitgliedstaaten teilen diese Bestimmungen der
Kommission spätestens am 2. Dezember 2003 mit
und melden alle sie betreffenden späteren Ände-
rungen unverzüglich .

A rt i kel 18
Umsetzung der Richtlinie

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlich e n
Re chts- und Ve r w a l t u n g s v o r s chriften, um dieser
R i chtlinie spätestens zum 2. Dezember 2003 nach-
zukommen, oder können den Sozialpartnern auf
deren gemeinsamen Antrag die Du r chführung der
Bestimmungen dieser Richtlinie übertragen, die in
den Anwendungsbereich von Tarifverträgen fallen.
In diesem Fall gewährleisten die Mitgliedstaaten,
dass die Sozialpartner spätestens zum 2. De z e m b e r
2003 im Weg einer Vereinbarung die erforderlich e n
Maßnahmen getroffen haben; dabei haben die Mit-
gliedstaaten alle erforderlichen Maßnahmen zu tref-
fen, um jederzeit gewährleisten zu können, dass die
d u r ch diese Richtlinie vorgeschriebenen Ergebnisse
erzielt werden. Sie setzen die Kommission unver-
z ü g l i ch davon in Kenntnis. Um besonderen Bedin-
gungen Re chnung zu tragen, können die Mitglied-
staaten erforderlichenfalls eine Zusatzfrist von drei
Jahren ab dem 2. Dezember 2003, d. h. insgesa m t
s e chs Jahre, in Anspruch nehmen, um die Bestim-
mungen dieser Richtlinie über die Di s k r i m i n i e r u n g
wegen des Alters und einer Behinderung umzuset-
zen. In diesem Fall setzen sie die Ko m m i s s i o n
u n v e r z ü g l i ch davon in Kenntnis. Ein Mitgliedstaat,
der die Inanspruchnahme dieser Zusa t z f r i s t
b e s chließt, erstattet der Kommission jährlich
B e r i cht über die von ihm ergriffenen Maßnahmen
zur Bekämpfung der Diskriminierung wegen des
Alters und einer Behinderung und über die Fo r t-
s chritte, die bei der Umsetzung der Richtlinie erzielt
werden konnten. Die Kommission erstattet dem
Rat jährlich Bericht. Wenn die Mitgliedstaaten der-
artige Vo r s chriften erlassen, nehmen sie in den Vo r-
s chriften selbst oder durch einen Hinweis bei der

a m t l i chen Ve r ö f f e n t l i chung auf diese Rich t l i n i e
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten
der Bezugnahme.

A rt i kel 19
B e r i c h t

( 1 )
Bis zum 2. Dezember 2005 und in der Folge alle
fünf Jahre übermitteln die Mitgliedstaaten der
Kommission sä m t l i che Informationen, die diese für
die Erstellung eines dem Europäischen Parlament
und dem Rat vorzulegenden Berichts über die
Anwendung dieser Richtlinie benötigt.

( 2 )
Die Kommission berück s i chtigt in ihrem Bericht in
angemessener Weise die Standpunkte der Sozial-
partner und der einschlägigen Nich t r e g i e r u n g s o r ga-
n i sationen. Im Einklang mit dem Grundsatz der
s y s t e m a t i s chen Berück s i chtigung gesch l e ch t e r s p e z i-
f i s cher Fragen wird ferner in dem Bericht die Au s-
wirkung der Maßnahmen auf Frauen und Männer
bewertet. Unter Berück s i chtigung der übermittelten
Informationen enthält der Bericht erforderlich e n-
falls auch Vo r s chläge für eine Änderung und Aktua-
lisierung dieser Rich t l i n i e .

A rt i kel 20
I n k ra f t t re t e n

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Ve r ö f f e n t l i ch u n g
im Amtsblatt der Eu r o p ä i s chen Ge m e i n s ch a ft e n in Kraft.

A rt i kel 21
A d re s s a t e n

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich t e t .

G e s chehen zu Brüssel am 27. November 2000.

Im Namen des Ra t e s
Der Prä s i d e n t

É. GUIGOU
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Ministerium für Frauen, Jugend, Familie und Gesundheit
Referat für gleichgeschlechtliche Lebensformen
Fürstenwall 25, 40219 Düsseldorf, Tel: (0211) 855-3008, -3360, 
Fax: -370 5 , E-Mail: daniela.grobe@mfjfg.nrw.de

Rheinland-Pfalz
Ministerium für Kultur, Jugend, Familie und Frauen
Referat 945, Abt. Frauen
Dieter-von-Isenburg-Str. 9-11, 55116 Mainz, Tel: (06131) 16-4172, 
E-Mail: poststelle@mkjff.rip.de

Saarland
Ministerium für Frauen, Arbeit, Gesundheit und Soziales
Referat C I II
Postfach 102453, 66024 Saarbrücken, Tel: (0681) 501-3113, Fax: -3174, 
E-Mail: m.rommel@soziales.saarland.de

Sachsen
Sächsisches Staatsministerium für Soziales, Gesundheit und Familie
Referat 41, Soziales
Albert-Str. 10, 01097 Dresden, Tel: (0351) 564-5801

Sachsen-Anhalt
Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit
Referat für gleichgeschlechtliche Lebensweisen
Seepark 5-7, 39116 Magdeburg, Tel: (0391) 567-4649, Fax: -4035, 
E-Mail: poststelle@ms.lsa-net.de

Schleswig-Holstein
Ministerium für Justiz, Frauen, Jugend und Familie
Referat für gleichgeschlechtliche Lebensformen
Theodor-Heuss-Ring 49, 24113 Kiel, Tel: (0431) 988-7494, -2453,
Fax: -7487, E-Mail: christoph.behrens@frmi.landsh.de
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Elterninitiativen

Bundesarbeitsgemeinschaft LesBiSchwule Eltern & PartnerInnen e.V.
Wielandstr. 10, 12159 Berlin, Tel: (030) 8511994, Fax: (030) 30100375, 
E-Mail: Lomafam@aol.com

BEFAH e.V.
Bundesverband der Eltern, Freunde und Angehörigen von 
Homosexuellen e.V.
Anton-Freytag-Str. 43, 30823 Garbsen, Tel: (05131) 478050, 
Fax: (05131) 477320, E-Mail: karrazza@t-online.de

Jugendliche

anyway, jugendzentrum für lesben, schwule und freundInnen
Kamekestraße 14, 60672 Köln, Tel: (0221) 510-5496, Fax: 510-6344,
E-Mail: info@anyway-koeln.de

gleich und gleich e.V., Betreutes Jugendwohnheim
Kopernikusstraße 23, 10245 Berlin, Tel: (030) 28598989,
E-Mail: info@gleich-undgleich.de
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Termine

Jahrestagung Lesben und Schwule in der GEW
jährlich: Herbst
Veranstalter: GEW Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt
Tel: (069) 78973-304, 306 Fax: -103, E-Mail: lesbischwul@gew.de

Bundestagung lesbischer Lehrerinnen
jährlich: Himmelfahrtswochenende
Veranstalterin: autonome Vorbereitungsgruppe
Programm unter: Tel: (02102) 34578, Homepage: www.bulele.de

Pfingsttreffen schwuler Lehrer
jährlich: Pfingstwochenende
Freies Tagungshaus Waldschlösschen, 37130 Reinhausen/Göttingen
Veranstalter: Arbeitsgemeinschaft homosexueller Lehrer und Erzieher in
der GEW Berlin
Tel: (05592) 9277-0, Fax: -77, E-Mail: waldschloesschen@t-online.de
info@gew-berlin.de, Homepage: www.schwulelehrer.de

71



72

Ihr Kontakt zur GEW

GEW Baden-Württemberg
Silcherstraße 7
70176 Stuttgart
Telefon: 07 11/2 10 30-0
Telefax: 0711/2 10 30-45
www.bawue.gew.de
land@bawue.gew.de

GEW Bayern
Schwanthalerstraße 64 
80336 München
Telefon: 0 89/54 40 81-0
Telefax: 0 89/5 389487
www.bayern.gew.de
info@bayern.gew.de

GEW Berlin
Ahornstraße 5 
10787 Berlin
Telefon: 030/21 99 93-0
Telefax: 0 30/219993-50
www.gew-berlin.de
info@gew-berlin.de

GEW Brandenburg
Alleestraße 6a 
14469  Potsdam
Telefon: 03 31/2 71 84-0
Telefax: 0331/2 71 84-30
www.gew-brandenburg.de

GEW Bremen
Löningstraße 35 
28195 Bremen
Telefon: 04 21/3 37 64-0
Telefax: 04 21/3 3764-30
www.gew-bremen.de
info@gew-hb.de

GEW Hamburg
Rothenbaumchaussee 15
20148 Hamburg
Telefon: 0 40/41 46 33-0
Telefax: 0 40/44 08 77
www.gew-hamburg.de
info@gew-hamburg.de

GEW Hessen
Postfach 17 03 16
60077 Frankfurt am Main
Zimmerweg 12
60325 Frankfurt am Main
Telefon: 0 69/97 12 93-0
Telefax: 0 69/97 12 93-93
www.gew-hessen.de
info@hessen.gew.de

GEW Mecklenburg-
Vorpommern
Lübecker Straße 265a
19059 Schwerin
Telefon: 0385/48527 11
Telefax: 03 85/4 852724
www.gew-mv.de
Landesverband@mvp.GEW.de

GEW Niedersachsen
Berliner Allee 16
30175 Hannover
Telefon: 0511/33804-0
Telefax: 05 11/3 38 04-46
www.GEW-NDS.de
GEWNiedersachsen@cs.com

GEW Nordrhein-Westfalen
Nünningstraße 11 
45141 Essen
Telefon: 0201/29 40 30-1
Telefax: 02 01/2 9403-51
www.gew-nrw.de
info@gew-nrw.de

GEW Rheinland-Pfalz
Neubrunnenstraße 8 
55116 Mainz
Telefon: 0 6131/2 89 88-0
Telefax: 06131/289 88-80
gew@GEW-Rheinland-Pfalz.de

GEW Saarland
Mainzer Straße 84 
66121 Saarbrücken
Telefon: 0681/66830-0
Telefax: 06 81/6 68 30-17
www.gew-saarland.de
info@gew-saarland.de

GEW Sachsen
Nonnenstraße 58 
04229 Leipzig
Telefon: 0341/4 94 74 04
Telefax: 03 41/4 947406
www.gew-sachsen.de
GEW-Sachsen@t-online.de

GEW Sachsen-Anhalt
Markgrafenstraße 6 
39112 Magdeburg
Telefon: 03 91/73554-0
Telefax: 03 91/7 313405
www.gew-sachsen-anhalt.de
lv@gew-sachsenanhalt.de

GEW Schleswig-Holstein
Legienstraße 22–24 
24103 Kiel
Telefon: 04 31/554220
Telefax: 04 31/55 4948
info@gew-sh.de

GEW Thüringen
Geschwister-Scholl-Straße 45
99085 Erfurt
Telefon: 03 61/5 9095-0
Telefax: 0361/59095-60
www.gew-thueringen.de
info@gew.ef.uunet.de

GEW-Hauptvorstand
Postfach 90 04 09
60444 Frankfurt am Main
Reifenberger Straße 21
60489 Frankfurt am Main
Telefon: 0 69/78973-0
Telefax: 0 69/7 89 73-201
www.gew.de
info@gew.de

GEW-Hauptvorstand 
Parlamentarisches
Verbindungsbüro Berlin
Wallstraße 65
10179 Berlin
Telefon: 030/23 50 14-0
Telefax: 0 30/235014-10
i n fo @ b u e ro - b e r l i n . gew. d e

GEW-Hauptvorstand,
Büro-Bonn
Thomas-Mann-Straße 1
55111 Bonn
Telefon: 02 28/657722
Telefax: 02 28/69 29 45
B o n n e r B u e ro @ gew. d e

Die GEW im Internet:
www.gew.de
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